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Abstract 

Die Zielsetzung dieses Beitrags besteht in der Entwicklung einer schematischen Darstellung 

nicht-intendierter Nebenfolgen, die durch Zielvereinbarungen und Zielvereinbarungsprozesse 

zwischen Bundesländern und Universitäten entstehen können. Durch die Übertragung der 

Transaktionskostentheorie auf Zielvereinbarungen zwischen Wissenschaftsministerien und 

Universitäten können nicht-intendierte Nebenfolgen der Vereinbarungsprozesse in Form von 

Transaktionskosten sichtbar gemacht werden. Die Analysebasis ist der qualitative Fallver-

gleich differenter Zielvereinbarungen sowie der dahinterstehenden Vereinbarungsprozesse 

vor dem Hintergrund der Transaktionskostentheorie. Drei Zielvereinbarungen aus verschiede-

nen Bundesländern, die sich durch unterschiedliche Gestaltungsmerkmale auszeichnen, wer-

den dazu im Rahmen einer Dokumentenanalyse betrachtet. Ergänzt werden diese Ergebnisse 

durch die Auswertung von Experteninterviews mit Vertreterinnen und Vertretern der Universi-

täten über ihre Sicht der Zielvereinbarungsprozesse. Ein zentrales Ergebnis der Studie ist, 

dass Transaktionskosten durch Zielvereinbarungen sowohl zwischen Wissenschaftsministe-

rien und Universitäten als auch universitätsintern in mehreren Kategorien entstehen. Insbe-

sondere lässt sich herausstellen, dass die Höhe der Transaktionskosten mit der Gestaltung 

der Zielvereinbarungen variiert und geringe Transaktionskosten in Zielvereinbarungsprozes-

sen letztendlich ausschlaggebend für eine erfolgreiche Zielumsetzung sind. Die Ergebnisse 

dieser Arbeit können die Basis für die Formulierung wissenschaftspolitischer Empfehlungen 

sein, um Transaktionskosten durch Zielvereinbarungen und Zielvereinbarungsprozesse zwi-

schen Bundesländern und Universitäten zukünftig zu mindern. 
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Einleitung  

Das Verhältnis zwischen deutschen Bundesländern und ihren staatlichen Universitäten hat 

sich in den letzten Jahrzehnten grundlegend gewandelt. Anstelle hoheitlicher Detailsteuerun-

gen orientieren sich die Länder nun am Leitbild des New Public Managements. Seither schlie-

ßen die Wissenschaftsministerien der Länder mit den Universitäten Ziel- und Leistungsverein-

barungen1 ab, welche die Universitäten selbstständig umzusetzen haben. (vgl. IN DER SMIT-

TEN/JAEGER 2012: 1) Es liegen bisher nur wenige vergleichende empirische Studien zu den 

Gestaltungsmerkmalen der Zielvereinbarungen in den Bundesländern vor. Hinsichtlich der Ab-

fassung der Ziele kann in „inhaltlich detailliert“ und „inhaltlich deskriptiv“ unterschieden werden. 

Weiterhin weichen die Zielvereinbarungen bezüglich in Aussicht gestellter Sanktionsmaßnah-

men bei Zielverfehlungen in den Ländern voneinander ab (z.B. GÜNTHER et al. 2012; IN DER 

SMITTEN/JAEGER 2012). Solche Vergleichsstudien sind fortzuführen, da Zielvereinbarungen 

ein wichtiges Steuerungsinstrument zwischen Ländern und Universitäten darstellen und stetig 

weiterentwickelt werden. Analysen zu Zielvereinbarungen auf der Ebene Land – Universität 

können dabei die Grundlage für die Formulierung wissenschaftspolitischer Empfehlungen 

sein, welche die zukünftige inhaltliche Gestaltung der Zielvereinbarungen verbessern könnten. 

Dieser Beitrag setzt an den Gestaltungsmerkmalen von Zielvereinbarungen zwischen Bundes-

ländern und Universitäten durch die Analyse der Zielvereinbarungsdokumente und des dazu-

gehörigen Vereinbarungsprozesses2 an. Zur Untersuchung der Zielvereinbarungen wird die 

Transaktionskostentheorie herangezogen, mit welcher im Allgemeinen wirtschaftliche Aus-

tauschbeziehungen analysiert werden. Obgleich Universitäten heutzutage soziologisch zu-

meist als Organisationen betrachtet werden und die Transaktionskostentheorie ihren Einstieg 

in die Organisationssoziologie gefunden hat, wurde sie bislang nicht auf Zielvereinbarungen 

im Hochschulsektor angewandt. Die Transaktionskostentheorie wird hier übertragen, um ver-

gleichbar zu ökonomischen Austauschbeziehungen nicht-intendierte Nebenfolgen in den Ziel-

vereinbarungsprozessen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten herausstellen 

zu können. Das innovative Vorgehen und die theoretische Herausforderung dieser Arbeit be-

schreiben sich also zugleich darin, Zielvereinbarungen zwischen Bundesländern und Univer-

sitäten mithilfe der Transaktionskostentheorie zu erfassen. Die Transaktionskostentheorie auf 

Zielvereinbarungen anzuwenden, bietet den Vorzug, klare und nachvollziehbare Ergebnisse 

zu generieren, aus denen Empfehlungen für die wissenschaftspolitische Steuerungspraxis 

                                                
1 Aufgrund länderspezifischer Bezeichnungen für den Gegenstand „Ziel- und Leistungsvereinbarung“ 

wird der Begriff im Folgenden einheitlich durch „Zielvereinbarung“ ersetzt. 
2 Der Zielvereinbarungsprozess ist hier definiert als der gesamte Vorgang vom Entwurf der Zielverein-

barung über die Verhandlung der Inhalte bis hin zur Zielumsetzung und Leistungskontrolle. 
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hergeleitet werden können. Die Analyse untersucht die Forschungsfrage, welche Transakti-

onskosten aus universitärer Perspektive durch Zielvereinbarungen zwischen Wissenschafts-

ministerien und Universitäten entstehen. Ziel ist es, eine schematische Darstellung möglicher 

Transaktionskosten in Zielvereinbarungsprozessen zu entwickeln. Da sich diese Arbeit auf die 

universitäre Perspektive auf Zielvereinbarungen mit dem Land konzentriert, wird die Betrach-

tung der ministeriellen Sichtweise auf Zielvereinbarungsprozesse hier zurückgestellt.  

Nachfolgend wird ein Überblick zum relevanten Stand der Forschungsliteratur gegeben. Im 

anschließenden Abschnitt werden die theoretischen Grundannahmen der Transaktionskos-

tentheorie spezifiziert und auf Zielvereinbarungen zwischen Bundesländern und Universitäten 

übertragen. Im Forschungsdesign wird dann die systematische Auswahl des Untersuchungs-

samples erläutert. Die darauffolgende Analyse besteht aus zwei Schritten. Zunächst werden 

auf der Grundlage einer Dokumentenanalyse drei aktuelle Zielvereinbarungen zwischen Wis-

senschaftsministerien und staatlichen Universitäten verschiedener Bundesländer hinsichtlich 

ihrer Gestaltungsmerkmale unterschieden. Um darüber hinaus die Vereinbarungsprozesse 

der analysierten Zielvereinbarungen nachvollziehen zu können, wurden Experteninterviews 

mit Vertreterinnen und Vertretern der Universitäten erhoben und hier mittels der Theoriegelei-

teten Textanalyse nach GLÄSER und LAUDEL (1999) ausgewertet. Der Vorteil dieser Aus-

wertungsmethode liegt in der Extraktion von Kategorien aus dem theoretischen Rahmen ex-

ante der Analyse, die im Untersuchungsprozess durch weitere Kategorien aus dem Material 

ergänzt werden. Entlang der Transaktionskostentheorie werden transaktionskostenverursa-

chende Faktoren so direkt in das Kategoriensystem aufgenommen und können auf Ursachen 

und Auswirkungen während der Analyse überprüft werden. Die herausgestellten Transaktions-

kosten in Zielvereinbarungsprozessen zwischen Bundesländern und Universitäten werden an-

schließend schematisch zusammengefasst. Das Fazit resümiert schließlich die Ergebnisse 

der Untersuchung, diskutiert den transaktionskostengünstigen Umgang mit Zielvereinbarun-

gen auf der Ebene Land – Universität und gibt Hinweise für weitere Forschungsvorhaben auf 

diesem Gebiet. 

Forschungsstand 

Bislang gibt es keine empirischen Untersuchungen zu Transaktionskosten, die durch Zielver-

einbarungen zwischen Bundesländern und Universitäten entstehen. Wie bereits einleitend an-

gesprochen, wird herkömmlich auf Grundlage der Transaktionskostentheorie die Gestaltung 

wirtschaftlicher Austauschbeziehungen analysiert, zum Beispiel in Form von Kontrakten. Um 

im nachfolgenden Abschnitt die Transaktionskostentheorie auf den Gegenstand Zielvereinba-

rung übertragen zu können, gibt der Forschungsstand die Ergebnisse mehrerer Vergleichs-

studien zu den Gestaltungsmerkmalen von Zielvereinbarungen im Hochschulsektor wieder. 
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Susanne IN DER SMITTEN und Michael JAEGER (2012) haben die Ausgestaltung und An-

wendung von Zielvereinbarungen als Instrument der Hochschulfinanzierung durch den Fall-

vergleich einzelner Bundesländer untersucht. Dabei fiel der Autorin und dem Autor zunächst 

ein breites Repertoire länderspezifischer Gestaltungsrahmungen auf, zum Beispiel hinsichtlich 

des Inhalts oder der Laufzeiten der Zielvereinbarungen. Insbesondere die Operationalisierung 

der Ziele weist zwischen den einzelnen Bundesländern Unterschiede auf: Es gibt Zielverein-

barungen mit detaillierten Zielzahlen und solche mit deskriptiven Zielbeschreibungen. Weiter-

hin konstatieren die Autorin und der Autor, dass „Länder, deren Hochschulgesetze vorsehen, 

dass sich aus dem Grad der Zielerreichung finanzielle Konsequenzen ergeben sollen, […] dies 

im Regelfall in den Zielvereinbarungen ein[lösen]“ (IN DER SMITTEN/JAEGER 2012: 80). Län-

der ohne diese Vorgabe im Landeshochschulgesetz sollen jedoch zumeist darauf verzichtet 

haben. Insgesamt konnten die Autorin und der Autor einen Zusammenhang zwischen der Art 

der Operationalisierung der Ziele und finanziellen Konsequenzen bei Zielerreichung oder -ver-

fehlung feststellen. Damit die Wissenschaftsministerien der Länder die Zielerreichung über-

prüfen können, müssen die Ziele inhaltlich detailliert gestaltet sein, da die Umsetzung von 

Zielen ohne Kennzahlen interpretationsfähig sei. Damit das Land die Zielerreichungsstände 

einsehen kann, werde ein klar gefasstes Berichtswesen auf Hochschulseite benötigt. Die Um-

setzung finanzieller Konsequenzen sei dementsprechend an die Operationalisierung der Ziele 

und die Form des Berichtswesens gebunden. Obwohl die Gestaltungsmerkmale der Zielver-

einbarungen keine länderübergreifende Konsistenz aufweisen, sind die Ausführungen von IN 

DER SMITTEN und JAEGER (2012) für diese Untersuchung dahingehend dienlich, die inhalt-

liche Ausgestaltung der Ziele sowie finanzielle Konsequenzen in der Dokumentenanalyse be-

sonders zu betrachten, um gegebenenfalls Zusammenhänge feststellen zu können. Weiterhin 

ist der Informationsaustausch durch das Berichtswesen zwischen Universitäten und Wissen-

schaftsministerien in die Untersuchung miteinzubeziehen. 

Die Besonderheit des deutschen Bildungsföderalismus erklärt eine länderspezifische Ausge-

staltung von Vereinbarungen im Hochschulbereich. Vor diesem Hintergrund untersuchten 

Thomas GÜNTHER et al. (2012) in einem Ländervergleich Zielvereinbarungen auf der Ebene 

Bundesland – Hochschule zum Stand 2010. Das Erkenntnisinteresse der Untersuchung lag 

auf den wesentlichen Gestaltungsmerkmalen von Zielvereinbarungen im Hochschulbereich. 

Die Autorinnen und Autoren konnten länderspezifische Unterschiede der Zielvereinbarungen 

herausstellen. Es zeigt sich wiederum, dass sich die Zielvereinbarungen in den Bundesländern 

durch inhaltlich konkrete oder inhaltlich vieldeutige Ziele unterscheiden, das Berichtswesen 

unterschiedlich ergebnisorientiert ausgestaltet ist sowie die Mittelverteilung nur in einigen Län-

dern mit der Zielerreichung verbunden wird. GÜNTHER et al. (2012) erklären diese Unter-

schiede durch die differenten politischen Hochschulsteuerungssysteme der Länder, da sich 
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heterogene landesgesetzliche Spezifikationen, verschiedene Budgetierungsmodelle und von-

einander abweichende weitere Vereinbarungen in den Bundesländern feststellen lassen. Auf-

grund der länderspezifischen Voraussetzungen kommen die Autorinnen und Autoren zu dem 

Schluss, dass die Zielvereinbarungsgestaltung zwischen den einzelnen Bundesländern und 

Hochschulen nur eingeschränkt vergleichbar sei. Ebenso hat Thomas SCHRÖDER (2004) den 

äußeren Rahmen der Landeshochschulsysteme als Maßgabe herausgestellt, Zielvereinbarun-

gen umsetzen zu können. Dazu verglich er die Rahmenbedingungen zum Abschluss von Ziel-

vereinbarungen zwischen mehreren Hochschulen verschiedener Bundesländer miteinander. 

Es zeigte sich, dass das Hochschulrecht, der Grad der Hochschulautonomie und länderspezi-

fische Strukturen die Möglichkeiten der Hochschulen, die Ziele umzusetzen, einschränken 

können. Daraus würden sich unterschiedliche Verbindungen zwischen Zielumsetzungen und 

Finanzmittelzuweisungen in den Ländern ergeben. Aus den Analysen von GÜNTHER et al. 

(2012) und SCHRÖDER (2004) ist abzuleiten, dass aus dieser Untersuchung keine generali-

sierbaren Forschungsergebnisse hervorgehen können, weil die inhaltliche Gestaltung der Ziel-

vereinbarungen von den Rahmenbedingungen des jeweiligen Hochschulsystems abhängig ist. 

Aus benannten Studien resultiert jedoch auch, dass die inhaltliche Konzeption der Zielverein-

barungen die Zielumsetzung sowie finanzielle Konsequenzen beeinflusst. Die nicht-intendier-

ten Nebenfolgen durch Zielvereinbarungen können somit anhand der Gestaltungsmerkmale 

der Zielvereinbarungen vergleichend herausgestellt werden. Bei der Zusammenstellung des 

Untersuchungssamples ist deshalb besonders darauf zu achten, Zielvereinbarungen mit diffe-

renten Gestaltungsmerkmalen auszuwählen. 

Größter Nachteil der bisherigen vergleichenden Forschung zu Zielvereinbarungen ist, dass 

vorwiegend ohne eine theoretische Einbettung gearbeitet wurde. Dieser Artikel knüpft an be-

stehende Forschungen zu Zielvereinbarungen zwischen Bundesländern und Universitäten an, 

wird jedoch eine Übertragung der transaktionskostentheoretischen Annahmen auf Zielverein-

barungen vornehmen. Die ursprünglich wirtschaftswissenschaftliche Transaktionskostentheo-

rie wurde bereits in die sozialwissenschaftliche Forschung zur Analyse von Organisationen 

und Organisationsbeziehungen integriert. Auf wissenschaftspolitische Austauschbeziehungen 

wurden die transaktionskostentheoretischen Annahmen bisher jedoch nicht angewandt. An-

hand dieser Übertragung soll erklärt werden, wie durch die Gestaltungsmerkmale der Zielver-

einbarungen und des dahinterstehenden Vereinbarungsprozesses Transaktionskosten entste-

hen. 
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Theoretischer Rahmen  

Der Fokus dieser Arbeit liegt auf nicht-intendierten Nebenfolgen, die aus universitärer Per-

spektive durch Zielvereinbarungen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten ent-

stehen können. Bisher wurden Zielvereinbarungen dahingehend nicht untersucht, weshalb es 

eines theoretischen Rahmens bedarf, der mögliche Nebenfolgen sichtbar werden lässt. Zur 

Untersuchung von Zielvereinbarungen im Hochschulsektor bietet sich die Transaktionskosten-

theorie an, mit welcher im Allgemeinen wirtschaftliche Austauschprozesse auf nicht-intendierte 

Nebenfolgen analysiert werden. Im Folgenden wird somit eine Übertragung der Transaktions-

kostentheorie auf den Gegenstand Zielvereinbarung sowie die Zielvereinbarungsprozesse 

vorgenommen. 

Die Einführung von Zielvereinbarungen im Hochschulsektor ist im Kontext der Verbreitung des 

New Public Managements (NPM) zu sehen. Ursprünglich wurde das NPM-Konzept zur Reform 

öffentlicher Verwaltungen eingesetzt, um diese bürokratischen Einrichtungen mithilfe betriebs-

wirtschaftlicher Managementtechniken zu wirtschaftlich handelnden Dienstleistungseinrich-

tungen umwandeln zu können. Dabei sollte die behördliche Aufgabenerfüllung durch die Kopp-

lung landespolitischer Finanzmittel an die Umsetzung vereinbarter Verwaltungsleistungen ver-

bessert werden. (vgl. SCHEDLER/PROELLER 2009: 37) Im NPM gilt dafür das betriebswirt-

schaftliche Kontraktmanagement durch Zielvereinbarungen als ideales Instrument, um ein-

zelne Verantwortungsbereiche, Zielvorgaben oder einen Finanzierungsrahmen zu bestimmen 

(vgl. WEIẞ 2002: 60f.). Die Grundprinzipien des NPM-Konzepts der Verwaltungslehre wurden 

zur Jahrtausendwende auf das Hochschulsystem übertragen. Für Universitäten als Teil des 

öffentlichen Sektors wurde angenommen, dass diese in ihrem Aufbau den Mustern öffentlicher 

Verwaltungsorganisationen ähneln, sodass ein betriebswirtschaftliches Management auch in 

den Universitäten funktionstüchtig sei. (vgl. SCHUBERT 2008: 29) Um eine mehrjährige Pla-

nungssicherheit für Länder und Universitäten herbeiführen zu können, werden seither Zielver-

einbarungen über zu erbringende Leistungen, dazugehörige Kontrollmöglichkeiten und Fi-

nanzausstattungen zwischen beiden Parteien formuliert (vgl. KÖNIG 2009: 30f.). Wissen-

schaftsministerien und Universitäten sollen entsprechend des NPM-Konzepts die Zielverein-

barungen als Partner auf Augenhöhe abschließen, wobei die Oberthemen der langfristigen 

und strategischen Ziele vom Land zu bestimmen seien und die Art und Weise der Zielausfüh-

rung universitärem Ermessen obliege. Mit Ende der Vereinbarungslaufzeit soll eine Evaluation 

der Zielerreichung durch das Land vorgenommen werden, an die Konsequenzen hinsichtlich 

finanzieller Mittelausstattungen gebunden sind. (vgl. SCHUBERT 2008: 29) Anhand eines 
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Soll-Ist-Vergleichs der Zielerreichungsstände soll das Outcome der Ziele dann finanzielle Ver-

gütungen oder Sanktionierungen für die Universitäten nach sich ziehen (vgl. SCHEDLER/ 

PROELLER 2009: 163). 

 Die Transaktionskostentheorie gilt als eine der grundlegenden Theorien des Kontraktmana-

gements im NPM-Konzept (vgl. BORINS/GRÜNING 1998: 15), da die Transaktionskostenthe-

orie das Problem der Gestaltung von Vereinbarungsprozessen betrachtet (vgl. WILLIAMSON 

1990: 20). Dabei wird insbesondere der Aspekt der Transaktionskosteneinsparung bei der An-

fertigung und Handhabung von Kontrakten fokussiert (ebd.). Entsprechend sollte die Abwick-

lungsform einer Vereinbarung, welche mit den geringsten Transaktionskosten bemessen 

wurde, den besten Zielbeitrag eröffnen (vgl. MICHAELIS 1985: 55). Auf Grundlage der Über-

tragung transaktionskostentheoretischer Anforderungen an wirtschaftliche Austauschbezie-

hungen auf Zielvereinbarungen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten können 

Transaktionskosten aufgedeckt werden, die in den Zielvereinbarungsprozessen entstehen. 

Weiterführend resultieren aus diesem Vorgehen Hinweise für eine transaktionskostenmini-

male Abwicklung von Zielvereinbarungen auf der Ebene Land – Universität.  

Im Folgenden wird eine Definition des Kerns der Transaktionskostentheorie vorgenommen. 

Weiterhin wird theoretisch hergeleitet, wie Transaktionskosten in Zielvereinbarungsprozessen 

entstehen, um forschungsleitende Annahmen zur Untersuchung der Zielvereinbarungen sowie 

der Vereinbarungsprozesse generieren zu können. Zudem werden aus der Transaktionskos-

tentheorie, entsprechend der Vorgehensweise der Theoriegeleiteten Textanalyse nach GLÄ-

SER und LAUDEL (1999), Transaktionskostenkategorien extrahiert, die im Analyseteil Anwen-

dung finden werden. 

Im ökonomischen Kontext beschreibt eine Transaktion einen Leistungsaustausch, der die 

Übertragung von Gütern und Leistungen über eine technisch separierbare Schnittstelle um-

fasst (vgl. WILLIAMSON 1996: 12). Transaktionskosten bezeichnen dann die durch Aus-

tauschprozesse entstehenden oder entstandenen Kosten (vgl. MICHAELIS 1985: 78). Jedoch 

ergeben sich die Kosten einer Transaktion nicht durch exakt berechenbare Beträge, wodurch 

diese vielmehr als didaktische Größe zur Bewertung von Transaktionsabwicklungen dienen 

(vgl. HEYD/BEYER 2013: 32). Aus diesem Grund sind Transaktionskosten nicht als direkte 

monetäre Kosten zu betrachten, sondern als nicht-intendierte Nebenfolgen, Nachteile oder 

Aufwendungen, welche die Vereinbarungsparteien durch Transaktionen erfahren können (vgl. 

MICHAELIS 1985: 78). 

Durch Zielvereinbarungen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten wird gemäß 

der ökonomischen Definition ein Austausch vorgenommen. Der Austausch zwischen den Ver-

einbarungsparteien bezieht sich hier jedoch nicht auf materielle Güter oder direkte Leistungen, 
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sondern auf Informationen. Bereits ex-ante des Abschlusses der Zielvereinbarungen ist ein 

offener Informationsaustausch zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten nötig, 

um den Bedarf an Leistungen und die Möglichkeiten der Zielerfüllung sachlich begründet be-

stimmen zu können. Die Vereinbarungsparteien bedürfen die Informationen des Gegenübers 

aufgrund einer Informationsasymmetrie bezüglich der Kompetenzen des jeweils anderen. Da-

mit die Universitäten ex-post des Vereinbarungsabschlusses zielorientierte Entscheidungen 

treffen können, müssen sie über Informationen hinsichtlich landespolitischer Leistungsansprü-

che verfügen. Die Berichterstattung der Universitäten dient dem Wissenschaftsministerium 

wiederum als Bewertungsquelle, um die Zielerreichung bemessen zu können. (vgl. KÜPPER 

2010: 70) Informationen stellen demnach ein bedeutsames Gut im Transaktionsverlauf dar, 

welches entgegen einer partnerschaftlichen Vereinbarung strategisch eingesetzt werden 

kann, um den eigenen Ertrag zu maximieren (vgl. SCHRAMM 2005: 68f.). Den an Transaktio-

nen beteiligten Akteuren wird unterstellt, dass sie die Informationsasymmetrie zwischen den 

Vereinbarungsparteien zu fördern bereit sind, um eigene Interessen durchsetzen zu können. 

Im Rahmen opportunistischer Verhaltensweisen werden Informationen dann zurückgehalten, 

erfunden oder uminterpretiert. (vgl. WILLIAMSON 1990: 54) Daraus ergibt sich folgende for-

schungsleitende Annahme: 

(a) Aus der Kommunikation zwischen Wissenschaftsministerium und Universität bestimmt 

sich, inwieweit Informationen genutzt werden können, wodurch sich das Ausmaß der Trans-

aktionskosten ergibt. 

Aus der Darstellung der transaktionskostentheoretischen Annahmen zur Vermittlung von In-

formationen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten lassen sich zwei Transak-

tionskostenkategorien herleiten. Zunächst die Kategorie Kommunikation (K1), da im Aus-

tausch zwischen den Vereinbarungsparteien Leistungsanforderungen und -möglichkeiten so-

wie Änderungsbedarfe bestimmt werden sollen. Für eine realistische und transaktionskosten-

arme Zielbestimmung bedarf es einer offenen und durch Kooperation geprägten Kommunika-

tion. Weiterhin lässt sich die Kategorie Beziehung (K2) ableiten. Das soziale Verhältnis zwi-

schen Wissenschaftsministerien und Universitäten ist maßgebend für das Zielaufstellungsver-

fahren. Eine Vertrauensbeziehung ist die Basis erfolgreicher Zielvereinbarungen, wohingegen 

aus durch Opportunismus geprägten Beziehungen Informationsasymmetrien entstehen und 

Transaktionskosten verursacht werden. Die Kategorien Kommunikation (K1) und Beziehung 

(K2) stehen in einer Wechselwirkung zueinander, da der Austausch zwischen Wissenschafts-

ministerien und Universitäten die Beziehung zueinander beeinflusst sowie das vorherrschende 

soziale Verhältnis bedingt, wie und welche Informationen vermittelt werden. 
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Die Transaktionskostentheorie geht weiter davon aus, dass sich die Handlungen der einen 

Vereinbarungspartei auf den Ertrag des Gegenübers auswirken. Damit sich die Investition in 

die Transaktion für den Leistungsempfänger rentiert, ist es erforderlich, das opportunistische 

Verhalten der Vereinbarungspartei einzudämmen, welche die Leistungen im Rahmen der Ver-

einbarung erbringt und über dafür bedeutsame Informationen verfügt. Aus der Transaktions-

kostentheorie leitet sich somit her, dass die universitären Leistungen mittels eines Anreiz- und 

Kontrollsystems auf Seiten der Länder zu überwachen sind. Auf Grundlage der Zielkontrollen 

können die Wissenschaftsministerien die Leistungen der Universitäten vergüten beziehungs-

weise Zielverfehlungen sanktionieren, wodurch der Zielerreichung ein Anreiz gesetzt wird. (vgl. 

MAURER 2001: 69) Eine sanktionierende Kontrolle geht dabei einher mit fehlendem Vertrauen 

gegenüber universitären Leistungserbringungen. Erweiterungen der Transaktionskostentheo-

rie sowie das NPM-Konzept verweisen jedoch darauf, dass Vertrauen zwischen den Parteien 

die Grundvoraussetzung für Vereinbarungen darstellt. (vgl. SCHEDLER/PROELLER 2009: 

52f.) Mit einer Vertrauensbasis zwischen den Vereinbarungsparteien erhöht sich einerseits die 

intrinsische Leistungsbereitschaft auf Seiten der Universitäten. Andererseits ermöglicht Ver-

trauen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten gegenseitig Informationen aus-

zutauschen. Die Kontrolle der Zielerreichungsgrade dient dann nicht mehr nur dazu, Zielab-

weichungen aufzudecken und diese zu sanktionieren. Wenn die Universitäten die Wissen-

schaftsministerien über Probleme bei der Zielumsetzung informieren, können gemeinsam 

Problemlösungsstrategien gefunden und eingeleitet werden. (vgl. STEINHÜBEL 2013: 234ff.) 

Aus der Übertragung der transaktionskostentheoretischen Thesen auf die Kontrolle der Ziel-

vereinbarungsinhalte ergeben sich zwei forschungsleitende Annahmen: 

(b1) Die Zielkontrollen des Wissenschaftsministeriums orientieren sich an den universitären 

Berichten, wobei eine inhaltlich ausdrückliche Informationsvermittlung durch die Universität 

Transaktionskosten einspart. 

Fehlendes Vertrauen zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten führt zu einer Bü-

rokratisierung des Berichtswesens und verursacht Transaktionskosten. Zudem fördert fehlen-

des Vertrauen opportunistische Verhaltensweisen. Im Rahmen der Berichterstattung können 

die Universitäten die Informationsasymmetrie ausnutzen und die Zielerreichungsstände abän-

dern. 

(b2) Die Beziehung zwischen Wissenschaftsministerium und Universität beeinflusst, ob der 

Kontrollmechanismus der Zielvereinbarung mit einer Verbesserungs- oder Sanktionsmaß-

nahme einhergeht, woraus die Höhe der Transaktionskosten resultiert. 

Aus den angedachten Kontrollmechanismen ergibt sich die Transaktionskostenkategorie Ziel-

kontrolle (K3). Ohne ein Anreiz- und Kontrollsystem müssen die Ziele durch die Universitäten 
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nicht stringent verfolgt werden, wobei durch Zielverfehlungen Transaktionskosten entstehen. 

Entsprechend der Transaktionskostentheorie gibt es für die Wissenschaftsministerien der Län-

der verschiedene Möglichkeiten, auf Zielerfüllungen oder -verfehlungen zu reagieren. Die 

Transaktionskosten variieren dabei anhängig davon, ob Nachverhandlungen, Vergütungen o-

der Sanktionen umgesetzt werden. 

Damit eine Kontrolle der universitären Leistungen durch die Wissenschaftsministerien über-

haupt möglich ist, müssen die Ziele der Vereinbarungen so operationalisiert werden, dass der 

Zielerreichungsgrad messbar ist. Das NPM-Konzept wird jedoch oft in Systemen eingesetzt, 

deren Ziele vieldimensional sind. Dementsprechend ist der genaue Bedarf an Leistungen ex-

ante der Zielumsetzung zumeist nicht eindeutig ermittelbar. Wie die Ziele inhaltlich ausgestal-

tet werden, ist somit von den Kenntnissen der Länder über eigene Leistungsbedarfe abhängig. 

Die beschränkten Informationen von Wissenschaftsministerien und Universitäten tragen dazu 

bei, dass in schwierig messbaren Bereichen die Zielsetzungen lediglich übergeordneten Sach-

zielen anstelle konkret operativer Ziele entsprechen. Im Umkehrschluss ergibt sich aus nicht 

messbaren Zielen eine ausbleibende Kontrolle, wodurch Zielvorgaben verfehlt werden kön-

nen. (vgl. SCHEDLER/PROELLER 2009: 135f.) Unspezifisch formulierte Ziele begünstigen 

zudem, dass Zielinhalte durch die Vereinbarungsparteien im Rahmen opportunistischer Ver-

haltensweisen (um-)interpretiert werden (vgl. WILLIAMSON 1996: 7). Zum Aspekt der inhaltli-

chen Formulierung der Zielvereinbarungen ergibt sich nachstehende forschungsleitende An-

nahme: 

(c) Die inhaltliche Ausdrücklichkeit der Zielvereinbarung bestimmt das Ausmaß der Transakti-

onskosten.  

Aus den theoretischen Annahmen zur Gestaltung der Zielvereinbarungen resultiert die Trans-

aktionskostenkategorie Operationalisierung der Ziele (K4). Die Ziele sind entsprechend der 

Transaktionskostentheorie in „inhaltlich detailliert gestaltete Ziele“ und „inhaltlich deskriptiv ge-

staltete Ziele“ zu differenzieren, durch welche verschieden hohe Transaktionskosten verur-

sacht werden. Inhaltlich detailliert gestaltete Ziele ermöglichen die Kontrolle der Zielinhalte 

durch die Wissenschaftsministerien. Demgegenüber sind deskriptive, übergeordnete Sach-

ziele partnerschaftlich vereinbar und müssen ohne benannte Erfolgsfaktoren nicht überprüft 

werden. Jedoch können die Universitäten die Ziele ohne Zielerreichungsgrade als erfüllt dar-

stellen, wodurch Zielvorstellungen verfehlt und Transaktionskosten produziert werden. Die Ka-

tegorien Zielkontrolle (K3) und Operationalisierung der Ziele (K4) stehen somit ebenfalls in 

einer Wechselwirkung zueinander, da die Kontrollmöglichkeiten der Zielerreichungsgrade da-

von abhängig sind, wie die Inhalte der Ziele formuliert sind. 
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Forschungsdesign 

Der Forschungsstand zeigt auf, dass Zielvereinbarungen in den Bundesländern differenten 

Gestaltungsmerkmalen folgen. Entsprechend der dargelegten Theorie entstehen Transakti-

onskosten in unterschiedlichen Kategorien abhängig davon, wie eine Vereinbarung ausgestal-

tet wurde. Um mögliche Transaktionskosten durch Zielvereinbarungen zwischen Bundeslän-

dern und Universitäten herausstellen zu können, bedarf es somit im ersten Schritt einer ver-

gleichenden Analyse der Zielvereinbarungsdokumente. Dabei sind die Zielvereinbarungen in 

ihren Gestaltungsmerkmalen voneinander abzugrenzen, um differente Zielvereinbarungsty-

pen mit unterschiedlichen Transaktionskostenerwartungen gegenüberstellen zu können. Mit 

Bezug auf den theoretischen Rahmen dieser Arbeit wurden zwei gestalterische Merkmale 

identifiziert, durch deren Ausprägungen die Transaktionskosten durch Zielvereinbarungen va-

riieren. Das Merkmal „Inhaltliche Gestaltung“ umfasst die Formulierung der Ziele. Nach der 

Transaktionskostentheorie bestimmt die inhaltliche Ausdrücklichkeit der Zielvereinbarungen 

das Ausmaß der Transaktionskosten, sodass die Merkmalsausprägungen in „Inhaltlich detail-

liert gestaltet“ und „Inhaltlich deskriptiv gestaltet“ zu unterscheiden sind. Das zweite Merkmal 

„Sanktionsmacht“ ergibt sich aus dem transaktionskostentheoretischen Anspruch, Kontrollme-

chanismen in den Vereinbarungen zu verankern, um die Zielerreichung überprüfen zu können. 

Daraus folgt entlang der Merkmalsausprägungen „Sanktionsmacht vorhanden“ und „Sankti-

onsmacht nicht vorhanden“ zu untersuchen, ob Sanktionsmaßnahmen in den Zielvereinbarun-

gen beschrieben sind.  

Abbildung 1: Definition der Merkmalsausprägungen zur Zielvereinbarungsanalyse 

Merkmal Definition 

Inhaltliche Gestaltung Formulierung der Ziele 

 Merkmalsausprägung  

 Inhaltlich detailliert 
gestaltet 

Die Ziele gelten als detailliert formuliert, wenn sie sich durch 
Zielzahlen, Bedingungen oder Zeitvorgaben auszeichnen. 

 Inhaltlich deskriptiv 
gestaltet 

Die Ziele gelten als deskriptiv formuliert, wenn sie Zustands-
beschreibungen ähneln. Es ist nicht benannt, durch welche 
Maßnahmen oder in welchem Ausmaß ein Ziel zu erreichen 
ist. 

Sanktionsmacht Ausmaß der Konsequenzen bei Zielverfehlungen 

 Sanktionsmacht 
vorhanden 

Das Nichterreichen der Ziele soll durch festgeschriebene 
Konsequenzen geahndet werden. 

 Sanktionsmacht 
nicht vorhanden 

Für das Verfehlen der Ziele sind keine Konsequenzen be-
nannt. 
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Zur Fallauswahl wurde in Vorarbeit eine Tabelle erstellt, welche aktuell3 laufende Zielverein-

barungen den Ausprägungen der Merkmale „Inhaltliche Gestaltung“ und „Sanktionsmacht“ zu-

ordnet. Dazu wurden die Zielvereinbarungen, bestehend zwischen den Wissenschaftsministe-

rien der Länder und einer zufällig ausgewählten staatlichen Universität des jeweiligen Landes, 

im Rahmen einer ersten Dokumentenanalyse komprimiert betrachtet. Die zufällige Auswahl je 

einer Zielvereinbarung zwischen den Bundesländern und ihren Universitäten ergibt sich unter 

der Prämisse, dass die Wissenschaftsministerien die Zielvereinbarungen mit allen landesei-

genen Universitäten nach denselben Gestaltungsmerkmalen abschließen. Dieser Beitrag be-

schränkt sich auf Zielvereinbarungen zwischen Bundesländern und staatlichen Universitäten, 

da die Vergleichbarkeit der Gestaltungsmerkmale durch die Wahl einer Hochschulform aussa-

gekräftiger ist. Hinsichtlich der Vergleichbarkeit wird sich die Analyse der Zielvereinbarungen 

zudem auf die Inhaltsbereiche „Forschung“ und „Lehre“ als Kernaufgaben der Universitäten 

konzentrieren, da die Dokumente thematisch sehr umfangreich und different aufgebaut sind. 

Abbildung 2: Zuordnung je einer komprimiert betrachteten Zielvereinbarung pro Bundesland zu den 

Ausprägungen der Gestaltungsmerkmale (Quelle: eigene Erhebung) 

Merkmale Anzahl der Bundesländer 

Inhaltliche Gestaltung Sanktionsmacht  

Merkmalsausprägungen  

Inhaltlich detailliert gestaltet Sanktionsmacht vorhanden 7 

Inhaltlich detailliert gestaltet Sanktionsmacht nicht vorhanden 2 

Inhaltlich deskriptiv gestaltet Sanktionsmacht vorhanden 1 

Inhaltlich deskriptiv gestaltet Sanktionsmacht nicht vorhanden 4 

nicht zuordenbar nicht zuordenbar 2 

 

Die Ausprägungen „Inhaltlich detailliert gestaltet“ und „Sanktionsmacht vorhanden“ sowie „In-

haltlich deskriptiv gestaltet“ und „Sanktionsmacht nicht vorhanden“ sind gemeinsam am häu-

figsten aufgetreten. Diese Paarungen wurden deshalb als Zielvereinbarungstyp 1 und Zielver-

einbarungstyp 2 benannt. Es sind drei Zielvereinbarungen verschiedener Bundesländer aus 

diesen Typen ausgewählt worden, die ausführlich im Rahmen einer Dokumentenanalyse un-

tersucht wurden. Die Auswahl erfolgte dabei anhand der Zugänglichkeit zu den Universitäten 

der Bundesländer. Die Zielvereinbarung A entstammt dem Zielvereinbarungstyp 1 und aus 

                                                
3 Erhebungszeitraum: Zweite Jahreshälfte 2017 
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dem Zielvereinbarungstyp 2 wurden die Zielvereinbarungen B und C selektiert. Entsprechend 

des theoretischen Rahmens sind durch inhaltlich deskriptiv gestaltete Zielvereinbarungen 

ohne Sanktionsmacht höhere Transaktionskosten zu erwarten, weshalb aus dem Zielverein-

barungstyp 2 zwei Fälle ausgewählt wurden. 

Auf Grundlage der Dokumentenanalyse sollen länderspezifische Differenzen in der Gestaltung 

von Zielvereinbarungen herausgestellt werden, die Transaktionskosten in verschiedenen Ka-

tegorien erzeugen. Im zweiten Analyseschritt werden die Prozesse betrachtet, die sich ex-ante 

oder ex-post des Abschlusses der Zielvereinbarungen abspielen. Zur Ergänzung der Doku-

mentenanalyse wurden dahingehend halbstandardisierte Experteninterviews mit Vertreterin-

nen und Vertretern der Universitäten geführt, mit denen die Zielvereinbarungen A, B und C 

abgeschlossen wurden. Die Anonymisierung der Bundesländer, aus denen die Zielvereinba-

rungen stammen, erklärt sich also dadurch, dass Rückschlüsse auf die befragten Personen 

verhindert werden sollen. Der Gegenstand Zielvereinbarung wird in Universitäten auf der Lei-

tungsebene behandelt, unterstützt durch die Expertise der Arbeitsebene. Dementsprechend 

wurden in den Universitäten A, B und C zunächst auf der Leitungsebene die Kanzlerinnen und 

Kanzler4, als Vertreterinnen und Vertreter von Verwaltungsaufgaben, befragt. Weiterhin wur-

den auf der Arbeitsebene die für Zielvereinbarungen zuständigen Dezernentinnen und Dezer-

nenten interviewt. Die Interviewfragen umfassten den Entwurf und die Verhandlung der Ziel-

vereinbarungen sowie die Umsetzung und Leistungskontrolle der Ziele, um aus universitärer 

Sicht mögliche Transaktionskosten im Zielvereinbarungsprozess aufdecken zu können (s. An-

hang S. III). Wie bereits einleitend aufgeführt, stellt der Untersuchungsrahmen dieser Arbeit 

die zusätzliche Analyse der ministeriellen Perspektive auf Zielvereinbarungsprozesse zurück. 

Ausgewertet wurden die Experteninterviews mittels der Theoriegeleiteten Textanalyse nach 

GLÄSER und LAUDEL (1999). Das Auswertungsvorgehen orientiert sich dabei an den theo-

retisch hergeleiteten Kategorien zu Transaktionskosten in Vereinbarungsprozessen, bleibt 

aber zugleich offen gegenüber theoretisch nicht angenommenen Transaktionskostenkatego-

rien im Interviewmaterial. Aus den Ergebnissen der Dokumentenanalyse und dem Fallver-

gleich der Experteninterviews wird eine Darstellung erarbeitet, welche mögliche Transaktions-

kosten durch Zielvereinbarungen und Zielvereinbarungsprozesse zwischen Bundesländern 

und Universitäten aus universitärer Perspektive schematisch wiedergibt. 

                                                
4 Um Rückschlüsse auf befragte Personen ausschließen zu können, wird unter die Berufsbezeichnung 

„Kanzler“ auch „Vizepräsident“ gefasst sowie der Begriff „Rektorat“ stellvertretend für „Präsidium“ 
verwendet werden wird.  
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Ergebnisse der empirischen Auswertung: Dokumentenanalyse  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Dokumentenanalyse zu den Zielvereinbarungen der 

Fälle A, B und C vorgestellt. Analysiert wurden die Präambeln der Zielvereinbarungen, als 

Erklärungen zu Gründen und Zwecken, Angaben zu den Berichtspflichten der Universitäten 

sowie die Inhaltsbereiche „Forschung“ und „Lehre“. Unter den Bereich „Forschung“ fallen 

Ziele, die Profilbildungen und Schwerpunktsetzungen in der universitären Forschung sowie die 

Generierung wissenschaftlichen Nachwuchses umfassen. Ziele zur „Lehre“ behandeln dahin-

gegen die Thematiken Hochschulzugang und Qualität des Studiums. Zudem werden Angaben 

zu Studierendenzahlen oder Absolventenzahlen dem Bereich „Lehre“ zugeordnet. An dieser 

Stelle kann bereits darauf verwiesen werden, dass sich die Ziele zu Studierenden- oder Ab-

solventenzahlen in den vorab komprimiert betrachteten Zielvereinbarungen gewöhnlich durch 

Zielzahlen und Sanktionsdrohungen auszeichneten. Bei der Typzuordnung wurden diese Ziele 

somit ausgenommen, werden in der nachfolgenden Analyse der Zielvereinbarungen jedoch 

hinsichtlich Formulierungs- und Sanktionsunterschieden betrachtet. Funktion der Dokumen-

tenanalyse ist es, die differenten Zielvereinbarungstypen 1 und 2 auf gestalterische Unter-

schiede zu untersuchen, die auf Transaktionskosten im Zielvereinbarungsprozess hindeuten. 

Dazu wird das Kategoriensystem, das entsprechend der theoretischen Annahmen der Trans-

aktionskostentheorie hergeleitet wurde (s. Theoretischer Rahmen und Anhang S. I-II), zur Ana-

lyse der Zielvereinbarungsinhalte angewandt.  

Um keine Rückschlüsse auf die ausgewählten Zielvereinbarungen zu ermöglichen, basieren 

die Ergebnisse auf Paraphrasierungen der Zielvereinbarungsinhalte. Zunächst wird die Ziel-

vereinbarung A (Zielvereinbarungstyp 1) vorgestellt, woraufhin die Zielvereinbarungen B und 

C (Zielvereinbarungstyp 2) als Gegensatz zum Fall A dargelegt werden. Das Fazit dieses Ab-

schnitts stellt Bezüge von den Ergebnissen der Dokumentenanalyse zur darauffolgenden In-

terviewauswertung her. 

Zielvereinbarungstyp 1: Analyse der Zielvereinbarung A 

Präambel/Berichtswesen 

In der Präambel der Zielvereinbarung A wird eröffnet, dass die Zielvereinbarung sowohl die 

Interessen des Wissenschaftsministeriums als auch die der Universität forciere, um gemein-

same Anliegen erreichen zu können. Die Ziele würden dementsprechend erfolgreich umge-

setzt werden, wenn beide Vereinbarungsparteien kooperativ zusammenarbeiteten. Es deutet 

sich somit an, dass geringe Transaktionskosten im Zielvereinbarungsprozess erwartet werden 

können, wenn die beschriebene Zusammenarbeit von Wissenschaftsministerium und Univer-

sität auf Augenhöhe stattfindet (K2). Das Berichtswesen zwischen Universität und Wissen-
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schaftsministerium umfasse, neben einem jährlichen Zielerreichungsbericht, spezielle Be-

richte zum Bearbeitungsstand einzelner Ziele der Vereinbarung (K1). In der Zielvereinbarung 

sind demnach Möglichkeiten für das Wissenschaftsministerium verankert, die Zielerreichungs-

grade nachvollziehen zu können. Transaktionskosten können dadurch eingespart werden, 

wenn die Zielkontrolle die Universitäten dazu motiviert, die Ziele umzusetzen (K3). Des Wei-

teren wird auf die Kopplung universitärer Zielerfüllungen und finanzieller Mittelzuweisungen 

seitens des Landes verwiesen. Bei Zielverfehlungen werde das Budget der Universität ent-

sprechend eines festgeschriebenen Sanktionsmaßes gekürzt (K3). Die Zielkontrolle hat somit 

die Funktion, Zielverfehlungen zu ahnden, wodurch die Beziehung zwischen Wissenschafts-

ministerium und Universität durch Transaktionskosten belastet werden könnte (K2). (vgl. Ziel-

vereinbarung A) 

Inhaltsbereich „Forschung“ 

Die Zielvereinbarung A zeigt inhaltlich detailliert gestaltete Ziele zu Schwerpunktprofilierungen, 

welche die Wettbewerbsfähigkeit der Universität sowie Kooperationen zu anderen Universitä-

ten stärken sollen. Es ist dargelegt, dass sich die Universität einiger Verpflichtungen anneh-

men müsse, um die Ziele zu erreichen. Diese Verpflichtungen sind in Umfang und Zeitrahmen 

genau beschrieben. Weiterhin umfasst der Bereich „Forschung“ mehrere Teilziele zum wis-

senschaftlichen Nachwuchs, die sich ebenfalls als inhaltlich detailliert erweisen. Die Universi-

tät sehe sich dabei in der Verantwortung, die Qualität des wissenschaftlichen Nachwuchses 

sicherzustellen und zu fördern. Es zeichnet sich ab, dass in der Zielvereinbarung A einerseits 

universitäre Verpflichtungen, andererseits universitäre Bestrebungen mit den Zielen verbun-

den werden (K4). Für eine präzise Berichtserstattung sowie Sanktionsmöglichkeiten ist es aus-

schlaggebend, dass die Anforderungen an die Erfüllung der Ziele detailliert dargestellt werden. 

(vgl. Zielvereinbarung A)  

Inhaltsbereich „Lehre“ 

Laut der Zielvereinbarung A soll das universitäre Ziel, die Qualität des Studiums zu verbes-

sern, durch die Etablierung intensiv geschilderter Angebote für die Studierenden erreicht wer-

den. Die Ausschöpfung der Studienanfängerplätze sowie der Ausbau der Absolventenzahlen 

sind ebenfalls durch exakte Zielerreichungsgrade, in Form von Studierendenzahlen und Zeit-

punkten für ausgewählte Studiengänge, angegeben (K4). Zu diesem Ziel sind explizite Sank-

tionen gelistet, die das universitäre Budget reduzieren würden, wenn vereinbarte Studieren-

denzahlen nicht erreicht werden (K3). (vgl. Zielvereinbarung A) 
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Zielvereinbarungstyp 2: Analyse der Zielvereinbarungen B und C 

Präambel/Berichtswesen 

Aus der Präambel der Zielvereinbarung B geht hervor, dass die Universität und das Wissen-

schaftsministerium die Inhalte der Vereinbarung gemeinsam gestalten wollen. Zudem habe 

die Universität einen jährlichen Bericht zu verfassen, der die Zielerreichungsstände enthalten 

solle und zwischen den Vereinbarungsparteien zu besprechen sei (K1). Der Tonus der Ziel-

vereinbarung verweist somit auf eine vertrauensbasierte Zusammenarbeit zwischen Wissen-

schaftsministerium und Universität, wodurch geringe Transaktionskosten im Zielvereinba-

rungsprozess erwartet werden können (K2). Insofern die Universität während der Vereinba-

rungslaufzeit einzelne Ziele absehbar nicht erfüllen könne, sollen diese zwischen Wissen-

schaftsministerium und Universität neu verhandelt werden (K3). Die Möglichkeit, die Ziele 

nachträglich an das universitäre Leistungsspektrum anpassen zu können, zeugt von einem 

kooperativen Verhältnis zwischen den Vereinbarungsparteien (K2). Sanktionen im Fall von 

Zielverfehlungen werden hingegen nicht aufgeführt. Die Annahme einer ausgeprägten Ver-

trauensbeziehung zwischen Wissenschaftsministerium und Universität würde erklären, wes-

halb auf Sanktionsmöglichkeiten verzichtet werde (K2). (vgl. Zielvereinbarung B) 

Demgegenüber ist die Präambel der Zielvereinbarung C kurzgehalten. Beschrieben ist, dass 

die Universität und das Wissenschaftsministerium die Zielvereinbarung abschließen, um die 

Attraktivität der Universität steigern zu können. Für das Verfehlen von Zielen sind keine Sank-

tionen benannt, wohingegen sich das Land zur Finanzausstattung der Universität verpflichte. 

Auch hier wird die kooperative Zusammenarbeit zwischen den Vereinbarungsparteien betont 

(K2). Laut der Zielvereinbarung C habe die Universität dem Land jährlich über die Zielerrei-

chungsgrade und Mittelverwendungen zu berichten. Weiterhin sind gesonderte Berichte zu 

den Fortschritten bestimmter Ziele aus den Bereichen „Forschung“ und „Lehre“ zu erstellen 

(K1). Ein ausführliches Berichtswesen ermöglicht die Kontrolle der Zielumsetzungen, wodurch 

die Vertrauensbeziehung zwischen den Vereinbarungsparteien als transaktionskostenbelas-

teter eingeschätzt werden kann als im Fall B. (vgl. Zielvereinbarung C) 

Inhaltsbereich „Forschung“ 

In der Zielvereinbarung B wird der Bereich „Forschung“ insbesondere durch umfangreich be-

schriebene Profilschwerpunkte der Universität ausgefüllt, die durch angedachte Entwicklungs-

maßnahmen ergänzt werden. Inhaltlich sind diese Entwicklungsmaßnahmen jedoch deskriptiv 

verfasst, da keine Anforderungen benannt werden, unter denen die Ziele als erreicht gelten 

würden (K4). Auch hinsichtlich des wissenschaftlichen Nachwuchses werden umfassende Er-
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läuterungen zum aktuellen Programm der Promovendenbetreuung gegeben, das weiter aus-

gebaut werden soll. Anforderungen, wie die bestehenden Strukturen ergänzt werden können, 

sind dabei nicht aufgeführt (K4). (vgl. Zielvereinbarung B) 

In der Zielvereinbarung C ist vorgesehen, dass die Universität zur Weiterentwicklung bestimm-

ter Forschungsschwerpunkte Drittmittelkonzepte auszubauen habe, wobei keine Anforderun-

gen benannt werden, wie die Konzepte zu erweitern seien. Zur Förderung des wissenschaftli-

chen Nachwuchses habe die Universität bestehende Hürden für Fachhochschulabsolventen 

bei der Promotionsaufnahme abzubauen. Dieses Ziel wurde nicht weiter ausgeführt, sodass 

weder zu überwindende Schwierigkeiten noch Lösungsstrategien spezifiziert worden sind 

(K4). Weiterhin habe die Universität eine Qualitätssicherung der Promotion zu gewährleisten, 

die durch aufgelistete Erfordernisse umzusetzen sei. Diese Erfordernisse sind jedoch inhaltlich 

deskriptiv formuliert, da nicht dargelegt wird, durch welche Maßnahmen und bis zu welchen 

Zeitpunkten die Ziele erreicht werden sollen (K4). (vgl. Zielvereinbarung C) 

Inhaltsbereich „Lehre“ 

Die Zielvereinbarung B geht auf Verbesserungsmöglichkeiten des Hochschulzugangs ein. Da-

bei werden zunächst derzeitige Hochschulzugangsmöglichkeiten aufgeführt, woraufhin zu-

künftig geplante Projekte skizziert werden. Es ist jedoch nicht beschrieben, auf welche Studi-

engänge sich die Projekte beziehen sowie keine Zielerreichungsgrade benannt werden. Die 

Universität habe ein Konzept zur Verbesserung der Studienqualität zu erarbeiten, wobei auch 

hier weder Inhalte noch Anforderungen an das Konzept gelistet werden (K4). In der Zielver-

einbarung B ist benannt, wie viele Studienplätze die Universität jährlich anzubieten habe. Die-

ses Ziel zeichnet sich jedoch durch einen deskriptiven Charakter aus, da Fächeranteile oder 

Zahlen zu letztendlich aufzunehmenden Studierenden fehlen (K4). Falls die Universität die 

vereinbarte Summe an Studienplätzen nicht bereitstellen könne, werde eine finanzielle Sank-

tion vollstreckt. Jedoch wird der Universität bei Bedarf eingeräumt, die Angebotsstruktur der 

Studienmöglichkeiten in Abstimmung mit dem Wissenschaftsministerium abzuändern (K3). 

Obwohl in der Zielvereinbarung B zu Studierendenquoten oder Absolventenquoten Zielzahlen 

und Sanktionen benannt sind, können diese Ziele als deskriptiv gestaltet bezeichnet werden, 

da Spezifizierungen, zum Beispiel hinsichtlich der Anteile je Studiengang, ausbleiben. Zudem 

fällt die Sanktionsandrohung bei Auslastungsrückständen der Studiengänge oder zu niedrigen 

Absolventenzahlen nachsichtig aus, weil nur unter Umständen sanktioniert werden würde. 

(vgl. Zielvereinbarung B) 

Gemäß der Zielvereinbarung C habe die Universität Maßnahmen zu ergreifen, um den Zugang 

zur Universität weiter zu öffnen. Ebenso gelte es für die Universität, die Standards zur Siche-

rung der Qualität in der Lehre zu überprüfen. Die Ziele weisen dabei denselben deskriptiven 
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Charakter auf (K4) wie im Fall B. Auch die Zielvereinbarung C sehe vor, die Studiengänge der 

Universität entsprechend festgesetzter Studienanfängerzahlen auszulasten. Insofern über ei-

nen mehrjährigen Zeitraum die Studienanfängerquote in einem Studiengang nicht erfüllbar sei, 

müsse hochschulintern darüber beraten werden, den Studiengang zu schließen (K3). Die 

Sanktionsdrohung gestaltet sich somit gleichermaßen nachsichtig wie im Fall B. Zudem sollen 

zielgerichtet Maßnahmen verfolgt werden, welche den Anteil an Absolventen der Universität 

erhöhen, wobei Umfang und Ausprägungen der Maßnahmen auch hier unbenannt bleiben 

(K4). (vgl. Zielvereinbarung C) 

Fazit der Dokumentenanalyse 

Die Analyse der Zielvereinbarung A hat ergeben, dass die Ziele der Inhaltsbereiche „For-

schung“ und „Lehre“ einheitlich detailliert formuliert worden sind (K4). Im Rahmen der Intervie-

wanalyse gilt es einerseits zu überprüfen, ob Transaktionskosten bei der Zielaufstellung 

dadurch eingespart werden konnten, dass sich die Vereinbarungsparteien einig gewesen sind 

oder ob Transaktionskosten durch ministerielle Vorgaben produziert wurden (K1). Anderer-

seits ist zu untersuchen, inwiefern sich die Kommunikation zwischen Wissenschaftsministe-

rium und Universität auf die Beziehung zwischen diesen auswirkt (K2). Anhand der exakten 

Zielzahlen und der ausgeprägten Kommunikation im Rahmen der Berichtspflichten, können 

die Zielerreichungsgrade durch das Wissenschaftsministerium bemessen und nachvollzogen 

werden (K3). Weiterhin könnten die Sanktionsdrohungen einen positiven Effekt auf die Ziel-

verfolgung durch die Universität haben, wodurch Transaktionskosten eingespart werden wür-

den (K3). In der Interviewauswertung gilt es zu untersuchen, inwiefern Sanktionierungen die 

Beziehung zwischen Wissenschaftsministerium und Universität mit Transaktionskosten belas-

ten (K2). 

Die Zielvereinbarungen B und C weisen hingegen in den Inhaltsbereichen „Forschung“ und 

„Lehre“ deskriptiv formulierte Ziele auf (K4). Es ist anzunehmen, dass die zustandsbeschrei-

benden Ziele partnerschaftlich vereinbart worden sind, sodass die Beziehungen zwischen Wis-

senschaftsministerien und Universitäten durch geringe Transaktionskosten belastet wären 

(K2). Transaktionskosten würden demnach innerhalb der Zielkontrollen erwartet werden (K3). 

Qualitative Anforderungen sind schwierig messbar, weshalb die Ziele durch die Universitäten 

nicht stringent verfolgt werden müssten oder im Rahmen opportunistischer Handlungen durch 

die Universitäten als erreicht dargestellt werden könnten. Die Beziehung zwischen den Ver-

einbarungsparteien würden sich verschlechtern, insofern das Vertrauensverhältnis ausgenutzt 

würde (K2). Eine Kommunikation zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten ist 

durch die zu erstellenden Berichte vorhanden und zeigt zudem kooperative Elemente auf, da 
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die Ziele gemeinsam nachjustiert werden könnten (K1). Es gilt zu überprüfen, ob Transakti-

onskosten durch die mangelnde Notwendigkeit zur Zielumsetzung produziert werden. Zudem 

ist zu untersuchen, ob sich die ausgeprägten Berichtspflichten ohne Sanktionsdrohungen im 

Hinblick auf entstehende Transaktionskosten rentieren (K3). 

Ergebnisse der empirischen Auswertung: Interviewanalyse 

Zur Analyse der durchgeführten Experteninterviews mit den Kanzlerinnen und Kanzlern und 

Dezernentinnen und Dezernenten5 der Universitäten A, B und C wurde das Interviewmaterial 

theoriegeleitet und inhaltsanalytisch nach GLÄSER und LAUDEL (1999) kodiert. Die theore-

tisch hergeleiteten Transaktionskostenkategorien wurden während des Auswertungsprozes-

ses durch die Kategorie Arbeitsaufwand (K5) sowie weitere Kategorienausprägungen ergänzt, 

die aus dem Interviewmaterial generiert worden sind. Das Kategoriensystem ist dem Anhang 

dieses Beitrags zu entnehmen (s. Anhang S. I-II).  

Die nachfolgenden Ergebnisse zeigen anhand eines Fallvergleichs, wie die befragten Vertre-

terinnen und Vertreter der Universitäten A, B und C die Zielvereinbarungsprozesse mit den 

Wissenschaftsministerien der Länder wahrnehmen. Dabei werden die Phasen der Zielverein-

barungsprozesse zwischen den Wissenschaftsministerien und Universitäten des Zielvereinba-

rungstypen 1 (Fall A) und des Zielvereinbarungstypen 2 (Fall B, Fall C) einzeln betrachtet. 

Zunächst werden die Transaktionskosten beim Entwurf sowie auch der Verhandlung der Ziel-

vereinbarungen zwischen den Wissenschaftsministerien und Universitäten herausgestellt. Da-

raufhin werden die Transaktionskosten bei der Umsetzung der Ziele durch die Universitäten 

und bei der Kontrolle der Ziele durch die Wissenschaftsministerien konstatiert. Während der 

Analyse der Transkripte (T) 1 bis 6 werden zudem Rückbezüge zur Dokumentenanalyse auf-

geführt, die eine Verbindung zwischen dem Entstehungs- und Umsetzungsprozess der Ziel-

vereinbarungen und der Konzeption der Dokumente herstellen. Im Anschluss an die Untersu-

chung wird auf Basis sämtlicher Analyseergebnisse ein Schema möglicher Transaktionskos-

ten abgebildet, die aus universitärer Perspektive durch Zielvereinbarungen und Zielvereinba-

rungsprozesse zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten entstehen können.  

Fallvergleich: Entwurf der Zielvereinbarungen A, B und C 

Zum Entwurf der Zielvereinbarung A schildern sowohl die Kanzlerin als auch der Dezernent 

der Universität A, dass dieser gemeinsam von Rektorats- und Dezernatsebene bearbeitet wor-

den sei, nachdem „[d]as Ministerium […] landespolitische Schwerpunktsetzungen vorgegeben 

                                                
5 Nachstehend werden die befragten Kanzlerinnen und Kanzler unabhängig ihres realen Geschlechts 

als weiblich und die befragten Dezernentinnen und Dezernenten als männlich gekennzeichnet. 
Diese Formulierungen sollen gleichermaßen weibliche und männliche Personen umfassen und der 
Aufrechterhaltung der Anonymität der befragten Personen dienen. 
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[…]“ (T2, Z. 38f.) habe. Dabei betont der Dezernent, dass die Universität keine Probleme ge-

habt hätte, ihre Zielsetzungen unter den übergeordneten Zielthematiken des Wissenschafts-

ministeriums zu konkretisieren. Die Zielvereinbarung A wurde innerhalb eines Gegenstrom-

verfahrens zwischen Wissenschaftsministerium und Universität aufgestellt, was eine Zusam-

menarbeit auf Augenhöhe zwischen den Vereinbarungsparteien vermuten lässt. Entsprechend 

des kooperativen Umgangs belasten geringe Transaktionskosten die Beziehung (K2) von Wis-

senschaftsministerium und Universität. Durch den Austausch zwischen den Vereinbarungs-

parteien entstehen detaillierte und sachlich begründete Ziele gemäß der inhaltlichen Gestal-

tung des Zielvereinbarungstypen 1. Zur Ausarbeitung der ministeriellen Zielüberschriften sei 

in der Universität vornehmlich das Dezernat zuständig gewesen, „[…] um die wesentlichen 

Inhalte […] festzulegen, die uns [Rektorat und Dezernat] wichtig [erschienen] […]“ (T2, Z. 7f.). 

Der Dezernent schildert jedoch nicht, dass fachkundige universitäre Stellen, welche die zu 

vereinbarenden Ziele letztendlich erfüllen müssen, an der Zielaufstellung beteiligt worden 

seien. Aus der fehlenden Kommunikation (K1) zwischen den einzelnen universitären Ebenen 

können sich Transaktionskosten in die Universität hineinproduzieren, wenn die Ziele nicht auf 

die Leistungsmöglichkeiten der universitären Stellen abgestimmt sind. Dies kann insbeson-

dere dadurch Folgen nach sich ziehen, weil sich die aktuelle Zielvereinbarungsperiode im Fall 

A durch Sanktionen bei Zielverfehlungen auszeichnet. Den Entwurf der sanktionsbehafteten 

Ziele habe die Universität dabei „[…] als einseitige Erklärung des Ministeriums verstanden […]“ 

(T1, Z. 42f.), was dazu geführt habe, dass sich das Rektorat im Vereinbarungsprozess beson-

ders mit den Konsequenzen für Zielverfehlungen beschäftigte. Die potentiellen Auswirkungen 

der ministeriellen Zielkontrollen bewirken, dass sich die Universität mit den Umsetzungsmög-

lichkeiten der Ziele auseinandersetzt. Die Einführung von Sanktionsmaßnahmen rufe jedoch 

Transaktionskosten in der Beziehung (K2) zwischen Wissenschaftsministerium und Universi-

tät hervor. (vgl. T1 und T2) 

An den Universitäten des Zielvereinbarungstypen 2 beschreiben die befragten Personen die 

Vorgänge zu den Entwürfen der Zielvereinbarungen B und C ähnlich. Die Universität B habe 

„[…] einen Musterentwurf des Ministeriums bekommen, (…) der bis auf […] die Details die 

Dinge geregelt hat […]“ (T4, Z. 4f.) und habe „[…] letztlich keine Wahl [gehabt,] eigene Rele-

vanzentscheidungen [im Zielvereinbarungsentwurf] zu treffen“ (T3, Z. 45). Dadurch hätten sich 

starke Konflikte zwischen Wissenschaftsministerium und Universität ergeben. Wenn das Wis-

senschaftsministerium eine Vormachtstellung bei der Zielgestaltung einnimmt, ergeben sich 

Konflikte zwischen den Vereinbarungsparteien, welche die Beziehung (K2) dieser mit Trans-

aktionskosten belasten. Hinzukommt, dass hierarchisch vorgegebene Ziele seitens des Wis-

senschaftsministeriums nicht in der Lage sind, die universitären Bestrebungen und Möglich-
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keiten zur Zielerfüllung realistisch abzubilden. Es ergibt sich somit hinsichtlich der Ausführun-

gen zur forschungsleitenden Annahme (c), dass deskriptive Ziele nicht zwangsläufig partner-

schaftlich vereinbart werden. Auch einseitige ministerielle Zielvorgaben können deskriptiv aus-

fallen, weil die universitären Möglichkeiten bei der Zielaufstellung nicht sachlich begründet er-

fasst werden. Sowohl der Dezernent als auch die Kanzlerin der Universität B erklären, dass 

die zu ergänzenden Textabschnitte des Zielvereinbarungsentwurfs zusammen mit bestimmten 

universitären Stellen erarbeitet worden seien, da „[…] das auch die Ziele sind, die die Fakul-

täten verfolgen“ (T3, Z. 87f.). Der Austausch zwischen den einzelnen universitären Ebenen 

ermöglicht realistische Ziele in den Passagen der Zielvereinbarung, welche die Universität be-

arbeiten konnte. Dies spricht zugleich für eine vertrauensbasierte inneruniversitäre Atmo-

sphäre (K2), sodass geringe Transaktionskosten bei der Umsetzung dieser Ziele erwartet wer-

den dürften. (vgl. T3 und T4) 

Im Fall C hat sich hauptsächlich der Dezernent zum Entwurf der Zielvereinbarung geäußert. 

Der Entwurf der Zielvereinbarung sei vom Wissenschaftsministerium des Landes entwickelt 

und der Universität vorgelegt worden. Die Universitätsleitung habe den Zielvereinbarungsent-

wurf anschließend den Dezernaten zur Verfügung gestellt, die Änderungen oder Ergänzungen 

am Entwurf vornehmen sollten. Danach sei der Entwurf zur Diskussion in die universitären 

Gremien weitergeleitet worden. Dies zeigt eine kooperative Zusammenarbeit der inneruniver-

sitären Ebenen und eine vertrauensgeprägte Beziehung zwischen diesen, da sich auf das 

Fachwissen der einzelnen Universitätsebenen gestützt wird, um den Zielvereinbarungsentwurf 

C zu bearbeiten. Die Transaktionskosten für die Universität fallen dementsprechend gering in 

den Bereichen der inneruniversitären Kommunikation (K1) und Beziehung (K2) aus. Dies sollte 

sich positiv auf die Abwesenheit von Transaktionskosten bei der Umsetzung der Ziele durch 

die Universität auswirken. Es deutet sich bereits an dieser Stelle entsprechend der forschungs-

leitenden Annahme (a) an, dass in allen drei Fällen die Kommunikation und die Beziehungs-

basis zwischen Wissenschaftsministerium und Universität sowie universitätsintern entschei-

dend für eine realistische Zielaufstellung und spätere Zielumsetzung ist. Der Dezernent be-

richtet weiterhin, dass die Vorschläge der Dezernate im Zielvereinbarungsentwurf mitverarbei-

tet worden seien, insofern die Hochschulleitung diesen Vorschlägen zugestimmt habe, wobei 

es „[…] tiefergehende Änderungen […] letztendlich nicht […]“ (T6, Z. 47f.) gegeben habe und 

„[…] grundsätzlich der Entwurf so dann auch rechtsverbindlich in Kraft getreten ist“ (T6, Z. 46). 

Aus diesen Schilderungen geht hervor, dass die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftsmi-

nisterium und Universität am Zielvereinbarungsentwurf nicht auf Augenhöhe stattgefunden 

habe. Dies bestärkt sich durch die Äußerung der Kanzlerin, die anmerkt, dass „[…] die Ziel-

vereinbarungen auch nicht in einer ganz guten Atmosphäre abgelaufen […]“ (T5, Z. 28f.) seien. 
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Das Wissenschaftsministerium nimmt im Entwurfsprozess der Zielvereinbarung C eine Vor-

machtstellung ein, wenn der Entwurf durch die Universität kaum abgeändert werden könne, 

wodurch Transaktionskosten die Beziehung (K1) zwischen den Parteien belasten. Die deskrip-

tiven Ziele ergeben sich wiederum aus den geringen Einflussmöglichkeiten der Universität auf 

den Zielvereinbarungsentwurf. Zudem ist es sowohl im Fall B als auch im Fall C fraglich, ob 

sich der hohe inneruniversitäre Arbeitsaufwand (K5) rentiert, wenn sich die universitären Än-

derungen am Zielvereinbarungsentwurf nicht nachhaltig durchsetzen. (vgl. T5 und T6) 

Fallvergleich: Verhandlung der Zielvereinbarungen A, B und C 

Die Verhandlung der Zielvereinbarungsinhalte sei im Fall A hauptsächlich durch das Dezernat 

vorangetrieben worden, so die der Kanzler. Die Dezernentin berichtet, dass das Gespräch 

zwischen Wissenschaftsministerium und Universität, vertreten durch Rektorin oder Rektor und 

Dezernentin, vorbereitet worden sei, „[…] sodass alle beteiligten [ministeriellen] Referate am 

Tisch […] Beiträge und […] Vorschläge zur Änderung unseres [universitären] ersten Entwurfs“ 

(T2, Z. 53f.) gehabt haben. Die Informationsasymmetrie zwischen Wissenschaftsministerium 

und Universität würde sich somit zum Zeitpunkt der Verhandlung ausgleichen, da beide Ver-

einbarungsparteien durch das Gegenstromverfahren mit demselben Kenntnisstand über den 

Zielvereinbarungsentwurf in das Gespräch hineingegangen seien. Weiterhin sei über ministe-

rielle Änderungswünsche zwischen den Vereinbarungsparteien diskutiert und letztendlich ein 

Konsens über die Zielvereinbarungsinhalte erzeugt worden. Durch den Austausch zwischen 

Vertreterinnen und Vertretern von Wissenschaftsministerium und Universität wird die Gestal-

tung detaillierter Ziele mit sachlich begründeten Anforderungen gemäß des Zielvereinbarungs-

typen 1 ermöglicht. Im Rahmen der Zielumsetzung sollten die Transaktionskosten entspre-

chend gering ausfallen sowie sich die Beziehung (K1) zwischen den Parteien durch die kolle-

giale Kommunikation in der Verhandlung stärken sollte. Hinsichtlich der sanktionsbedrohten 

Ziele verweist die Kanzlerin darauf, dass „[…] die Details […] [in der Verhandlung] dann doch 

näher zu beschreiben“ (T1, Z. 140f.) gewesen seien, um Verständnisschwierigkeiten der In-

halte für die spätere Zielumsetzung zu vermeiden. In diesem Zusammenhang benennt der 

Dezernent, dass Änderungen an den sanktionsbedrohten Zielen „[…] parallel zu dem, was wir 

[Universität A] […] vorher erarbeitet hatten, vom Ministerium noch mal reingespielt wurde[n]“ 

(T2, Z. 104f.). Im Fall A soll zeitgleich zur Zielvereinbarungsverhandlung eine Verhandlung 

zwischen dem Wissenschaftsministerium und dem Finanzministerium des Landes stattgefun-

den haben, durch welche die Gestaltung der sanktionsbedrohten Ziele reglementiert worden 

sei. Transaktionskosten entstehen hier durch einen fehlenden Kommunikationsstrang zwi-

schen Universität und Finanzministerium, die Zurückhaltung von Informationen und die letzt-

endlich ausbleibende Verhandlung der sanktionsbedrohten Ziele. Die größte Auswirkung ha-
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ben die Transaktionskosten dabei auf das Vertrauensverhältnis (K2) zwischen den Zielverein-

barungsparteien. Weiterhin ergeben sich Transaktionskosten durch den Arbeitsaufwand (K5) 

der Universität, um den Entwurf der sanktionsbedrohten Ziele abzuändern, wenn die universi-

tären Vorschläge im Verhandlungsprozess nicht berücksichtigt werden. (vgl. T1 und T2) 

Demgegenüber sind nun die Verhandlungen der deskriptiven Ziele ohne dahinterstehende 

Sanktionsmöglichkeiten in den Fällen B und C zu betrachten. Die Kanzlerin der Universität B 

schildert, dass die Verhandlung der Zielvereinbarung zwischen der Universität und dem Wis-

senschaftsministerium im Wesentlichen schriftlich stattgefunden habe. „Aber [eine] Verhand-

lung im Sinne von ‚was wollt ihr und was geben wir‘ hat es [zwischen den Vereinbarungspar-

teien] überhaupt nie gegeben […]“ (T3, Z. 164f.). Es soll lediglich „[…] ein Telefonat [gegeben 

haben], aber das ging dann eher nur um […] irgendwelche Formalitäten, […] nicht um Inhalte“ 

(T4, Z. 88f.). Die mangelhafte Kommunikation zwischen Wissenschaftsministerium und Uni-

versität B zur Zielgestaltung erschwert, Leistungsanforderungen und Leistungsmöglichkeiten 

sachlich begründet zu bestimmen, wodurch sich einerseits die deskriptiven Ziele in der Ver-

einbarung erklären lassen (K4). Andererseits untergräbt die fehlende Kommunikation das Mit-

gestaltungsrecht der Universität an der Zielvereinbarung, was sich in Form von Transaktions-

kosten auf die Beziehung (K2) zwischen den Vereinbarungsparteien auswirkt. Weiterhin wird 

berichtet, dass es zwischen Wissenschaftsministerium und Universität keine Individualver-

handlung der Zielvereinbarung gegeben habe, sondern eine Verhandlung im Rahmen von Ge-

sprächen zwischen dem Wissenschaftsministerium und allen Universitäten des Landes statt-

gefunden habe. Die universitären Änderungen am Zielvereinbarungsentwurf B seien vom Wis-

senschaftsministerium dementsprechend nicht anerkannt worden, da die Ziele in allen Zielver-

einbarungen mit den Universitäten des Landes dieselben Inhalte umfassen sollen. Zudem sol-

len die Ziele um die Inhalte weiterer Hochschulverträge des Landes herumgebaut worden 

seien, sodass der Zielvereinbarungsentwurf nicht abgeändert werden konnte, „[…] weil es wo-

anders schon so geregelt ist‘ […]“ (T4, Z. 102). Die Ziele seien somit erstens nicht auf die 

Leistungsmöglichkeiten einer Universität zugeschnitten, was das Zieloutcome schmälern 

würde. Zweitens würde die Vertrauensebene (K2) zwischen den Vereinbarungsparteien durch 

das opportunistische Verhalten des Wissenschaftsministeriums mit Transaktionskosten belas-

tet, wenn die Zielinhalte entlang bereits feststehender Hochschulvereinbarungen ausgerichtet 

werden. Die Kanzlerin beschreibt dahingehend, dass ein fehlender Belohnungs- oder Sankti-

onsmechanismus hinter der Zielvereinbarung die Inhalte irrelevant mache, sodass die Univer-

sität B trotz einseitiger Zielvorgaben und fehlender Anreize die Zielvereinbarung unterschrie-

ben habe. Diese Erläuterung unterstreicht den zu erwartenden eingeschränkten Leistungser-

trag, der aus übergeordneten Sachzielen und fehlender Kontrolle entsprechend der for-

schungsleitenden Annahmen (c) und (b2) hervorgeht. (vgl. T3 und T4) 
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Die Kanzlerin der Universität C verweist weiterhin auf die aus ihrer Sicht angespannte Atmo-

sphäre zwischen dem Wissenschaftsministerium und den Universitäten des Landes zum Zeit-

punkt der Zielvereinbarungsverhandlung. Es ist anzunehmen, dass eine vorgeprägt belastete 

Beziehung (K2) zwischen den Vereinbarungsparteien die Kommunikation über die Zielinhalte 

schmälert und realistische Ziele schwierig aufzustellen sind. Dadurch können einerseits Trans-

aktionskosten, andererseits deskriptive Ziele entstehen (K4). Die Ausführungen des Dezer-

nenten zur Verhandlung der Zielvereinbarung C gestalten sich kurz, da dieser nicht in den 

Verhandlungsprozess involviert gewesen seien soll und „[…] immer nur vom Hörensagen be-

stimmte Dinge mitbekommen“ (T6, Z. 54) habe. Der Zielvereinbarungsentwurf sei zwischen 

dem Rektorat und dem Wissenschaftsministerium besprochen worden. Die Dezernate seien 

also nicht an der Verhandlung der Zielvereinbarung beteiligt sowie Informationen über den 

Verhandlungsprozess nicht direktional von der Leitungs- an die Arbeitsebene weitergegeben 

worden seien. So können sich Transaktionskosten in die Universität C hineinproduzieren, weil 

die Beziehung (K2) zwischen den inneruniversitären Ebenen durch eine fehlende Einbindung 

belastet wird. Laut dem Dezernenten habe es durch die Verhandlung keine tiefergehenden 

Änderungen des Zielvereinbarungsentwurfs gegeben, dennoch konnten kleinere Anpassun-

gen am Dokument vorgenommen werden, welche den universitären Vorstellungen entspro-

chen haben sollen. Auch wenn der Umfang der Änderungen am Zielvereinbarungsentwurf C 

gering ausgefallen seien soll, können durch die Berücksichtigung universitärer Zielvorstellun-

gen Transaktionskosten eingespart werden, wenn sich die Universität als am Prozess mitwir-

kend wahrnehmen kann (K2) und zudem erreichbare Ziele entstehen (K4). (vgl. T5 und T6) 

Fallvergleich: Umsetzung der Zielvereinbarungen A, B und C 

Auf die Frage nach der Umsetzung der Ziele verweisen sowohl die Kanzlerin als auch der 

Dezernent der Universität A darauf, dass es sich um Ziele handele, „[…] die […] in unserem 

gewöhnlichen [universitären] Betrieb beeinflussbar sind […]“ (T2, Z. 135). Jedoch hebt insbe-

sondere die Kanzlerin hervor, dass die Zielvereinbarung A „[…] nicht die primären Ziele der 

Universität“ (T1, Z. 149), im Sinne vorrangig zu erfüllender Ziele, wiederspiegele. „[…] [W]as 

in den Zielvereinbarungen drinsteht, (…) guckt man [Universität A] sich in der Regel (…) nicht 

wieder wirklich an“ (T1, Z. 150f.), da, so weiter der Dezernent, in der Zielvereinbarung „[…] 

Entwicklungen aufgegriffen [wurden,] […] die wir [Universität A] sowieso angestrebt haben“ 

(T2, Z. 138f.). Es zeichne sich somit keine Leistungssteigerung der Universität durch die Auf-

stellung der Zielvereinbarung ab. Es scheint als sei die Zielvereinbarung vielmehr eine Abma-

chung, die den gemeinsamen Willen von Wissenschaftsministerium und Universität dokumen-

tieren würde, ohne dabei einen tatsächlichen Wandel der universitären Leistungserbringung 

zu bedingen. Entsprechend rentiert sich der Arbeitsaufwand (K5) hinter der Zielvereinbarungs-
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aufstellung nicht und es entstehen Transaktionskosten, wenn Ziele nicht verfolgt werden. Le-

diglich den sanktionsbedrohten Zielen des Zielvereinbarungstypen 1 komme von der Univer-

sität A besondere Aufmerksamkeit bei der Umsetzung zu. Die Androhung finanzieller Verluste 

bei Zielverfehlungen wirke sich als Leistungsanreiz auf die Zielerfüllung aus und das Rektorat 

setze dementsprechend Maßnahmen um, welche die Zielerreichung vorantreiben würden. Die 

Maßnahmen sollen in der Universität nicht unbedingt auf „[…] Gegenliebe […]“ (T2, Z. 161) 

getroffen seien, wenn diese strukturendverändernd auf die untergliederten Einheiten einwirk-

ten, zum Beispiel durch die Schließung unausgelasteter Studiengänge. Es bestätigt sich ent-

sprechend der forschungsleitenden Annahme (b2), dass die Androhung von Konsequenzen 

bei Zielverfehlungen die Umsetzung der Ziele durch die Universität vorantreibe. Transaktions-

kosten lassen sich im Fall der Zielerfüllung auf mehreren Ebenen einsparen, da sich der Ar-

beitsaufwand (K5) zur Zielaufstellung rentiert und Konflikten zwischen Wissenschaftsministe-

rium und Universität (K2) vorgebeugt wird. Jedoch produzieren sich Transaktionskosten auf 

der Beziehungsebene (K2) in die Universität hinein, wenn die Leitungsebene der Universität 

A Veränderungen zur Zielerreichung umsetzen muss, welche die untergliederten universitären 

Einheiten als nicht wünschenswert empfinden. (vgl. T1 und T2) 

Die befragten Personen der Universitäten B und C schildern eine ähnliche Haltung sowie einen 

gleichförmigen Umgang mit den Zielen der Zielvereinbarungen wie im Fall A. So beschreibt 

die Kanzlerin der Universität B bei dem „[…] was wir uns vornehmen und was wir uns nicht 

vornehmen, spielt die Bezugnahme auf eine Ziel[…]vereinbarung im Alltag überhaupt keine 

Rolle […]“ (T3, Z. 329f.). Die Universität handele vorrangig nach eigenen Zielvorstellungen, 

nicht nach den Zielen der Zielvereinbarung. Dies ergebe sich laut dem Dezernenten daraus, 

dass in der Zielvereinbarung B „[…] jedes Thema genannt [wird], was irgendwie in der hoch-

schulpolitischen Diskussion Relevanz hat“ (T4, Z. 151f.), wodurch nicht alle Ziele gleicherma-

ßen prioritär verfolgt werden könnten. Fehlende Leistungsanreize führen somit dazu, dass die 

Universität die Zielvereinbarung nicht als Maßstab für ihr Handeln ansieht. Zudem ist anzu-

nehmen, dass die deskriptiven Ziele nicht so stringent verfolgt werden müssen wie die detail-

lierten Ziele im Fall A. Dies ergibt sich entsprechend der forschungsleitenden Annahme (c) 

daraus, dass sich die spätere Darstellung der Zielerreichung nicht an vorab festgesetzten 

Maßnahmen orientieren müsse. Weiterhin sei die Beziehung zwischen Wissenschaftsministe-

rium und Universität B durch Ziele belastet, die als politische Vorgaben beschrieben wurden. 

Die fehlende Mitwirkung am Zielaufstellungsprozess spiegelt sich folglich in der ausbleibenden 

Motivation zur Zielumsetzung auf Seiten der Universität wieder und es entstehen wiederum 

Transaktionskosten in der Beziehung zwischen den Vereinbarungsparteien (K2). (vgl. T3 und 

T4) 
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Auch die Universität C nehme „[…] die Ziele nicht so ganz ernst […]“ (T5, Z. 58) und halte sich 

„[…] nicht so ganz genau an die zielvereinbarten Fristen“ (T5, Z. 59). Es entstehen somit auch 

an dieser Stelle Transaktionskosten, wenn die vereinbarten Ziele nicht umgesetzt werden und 

sich der Arbeitsaufwand (K5) zur Zielaufstellung nicht rentiert. In den Fällen B und C zeigt sich 

anhand der deskriptiven ministeriellen Zielvorgaben sowie des eingeschränkten universitären 

Bestrebens die Ziele umzusetzen, dass die Zielvereinbarungen beidseitig vielmehr als ein zu 

erfüllender Formalismus verstanden werden, anstelle der Möglichkeit, gemeinsame Zielvor-

stellungen zu realisieren. Der Unterschied zum Fall B desselben Zielvereinbarungstypen be-

schreibt sich nun dadurch, dass sowohl die Kanzlerin als auch der Dezernent darauf hinwei-

sen, dass sich das soziale Verhältnis zwischen Wissenschaftsministerium und Universität C 

mit einem Regierungswechsel während der Zielvereinbarungslaufzeit verbessert hätte. Seit-

dem sei „[…] auch das Land […] relativ locker in dem Einfordern“ (T5, Z. 78) der Ziele gewor-

den. Es zeigt sich somit, dass auch eine positive Beziehung zwischen den Vereinbarungspar-

teien zur opportunistischen Ausnutzung der deskriptiven Ziele durch die Universität motiviert, 

was die Aussagen der forschungsleitenden Annahmen (a) und (c) zum Teil relativiert. Zudem 

mache der Dezernent auf eine Konsequenz der deskriptiven Ziele aufmerksam, denn ihm fehle 

„[…] ab und an mal so an der einen oder anderen Stelle eine klare Marschrichtung von der 

Hochschulleitung“ (T6, Z. 157-159.). Die untergliederten Einheiten der Universität würden 

dadurch in der Ausübung der Ziele eingeschränkt, dass die Inhalte der Zielvereinbarung von 

der Leitungsebene nicht stringent an die ausführenden Organe weitergegeben würden. Es 

produzieren sich Transaktionskosten in die Universität C hinein, wenn die Kommunikation (K1) 

zwischen den universitären Ebenen über Maßnahmen zur Zielerfüllung nicht funktioniert und 

die Zielumsetzung daran scheitert. (vgl. T5 und T6) 

Fallvergleich: Kontrolle der Zielvereinbarungen A, B und C 

Hinsichtlich der Kontrolle der vereinbarten Ziele schildert die Kanzlerin der Universität A, dass 

die Daten zu den Zielerreichungsständen auf der Arbeitsebene des Dezernenten zusammen-

gestellt würden. Der Dezernent erklärt, dass die Darstellung der Zielerreichungsgrade durch 

die Universität davon abhängig sei, wie gut ein Ziel messbar ist. Zielformulierungen ohne 

Kennzahlen sind also entsprechend der forschungsleitenden Annahme (c) interpretationsfä-

hig. Für die sanktionsbedrohten Ziele berechne das Dezernat die jeweiligen Zahlen, über de-

ren Ausfall das Rektorat intensiv berate, da die Sanktionen vom Wissenschaftsministerium 

bisher „[…] sehr konsequent gehandhabt worden […]“ (T2, Z. 219) seien. Die mögliche Um-

setzung von Sanktionen fördert an dieser Stelle die Auseinandersetzung mehrerer Ebenen der 

Universität mit der Zielvereinbarung A, wodurch der Sanktionsmechanismus (K3) Transakti-

onskosten in der Zielumsetzung einspart. Mit den Zielen, deren Zielerreichungsgerade nicht 

sanktioniert würden, setze sich die Universität A jedoch nicht weiter auseinander und verfasse 
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lediglich einen Vermerk dazu im jährlichen Zielerreichungsbericht. Dementsprechend ergeben 

sich Transaktionskosten durch das opportunistische Verhalten der Universität bei Zieldarstel-

lungen, wenn das Wissenschaftsministerium die Ziele aufgrund fehlender Konkretisierungen 

nicht überprüfen kann (K3). Die Universität erhalte die letzten Jahre jeweils ein schriftliches 

Lob für die umfangreichen Berichte vom Wissenschaftsministerium. Aber „[…] im Detail gibt 

es keine Diskussion über die Ziele […]“ (T1, Z. 287f.) zwischen den Vereinbarungsparteien, 

so die Kanzlerin weiter. Die fehlende Kommunikation zwischen Wissenschaftsministerium und 

Universität A nach Abgabe der Zielerreichungsberichte führt dazu, dass Transaktionskosten 

durch einen bürokratischen Aufwand (K5) ohne Mehrwert entstehen sowie einseitig weiterge-

gebene Informationen in den Berichten nicht förderlich dafür sind, schwierig erreichbare Ziele 

nachzujustieren. (vgl. T1 und T2) 

Zu der Frage nach den Konsequenzen bei Zielverfehlungen im Fall B des Zielvereinbarungs-

typen 2 schildert die Kanzlerin, dass die Auswirkungen gering seien, sodass die Universität es 

dulde, den Zielaufstellungsprozess kaum mitgestaltet haben zu können. In diesem Zusam-

menhang äußert der Dezernent der Universität: „Also was passiert, wenn wir [Universität B] 

die Ziele nicht erfüllen: Nichts“ (T4, Z. 209). Die Zielumsetzung beschreibt sich also als gefähr-

det, wenn die Universität aufgrund fehlender Mitwirkung am Entstehungsprozess die Ziele 

nicht als universitäre Ziele anerkennt und eine Kontrolle der Zielerreichung keine Konsequen-

zen bei Zielverfehlungen einbringt. Die Kanzlerin schildert zudem, dass die „[…] Berichte, Zwi-

schenberichte, Endberichte, […] nie auch nur annähernd […] ernsthaft verarbeitet werden. […] 

[D]as ist eine reine Pflichtarbeit […]. Es gibt nie eine inhaltliche Rückkopplung, eine Auswer-

tung oder eine Rückmeldung […]“ (T3, Z. 350-353). Eine Kontrolle der Zielerreichungsgrade 

durch das Wissenschaftsministerium bliebe somit aus, wodurch die universitären Maßnahmen 

zur Zielumsetzung als kaum vorhanden beschrieben wurden. Gleichsam entstehen durch den 

Arbeitsaufwand zur Berichterstellung Transaktionskosten für die Universität B, die keinen Er-

trag aufweisen. Wenn die universitären Berichte durch das Wissenschaftsministerium nicht 

wahrgenommen werden, ergibt sich entsprechend der forschungsleitenden Annahme (b1), 

dass keine Informationsbasis zur Zielkontrolle vorliegt und infolgedessen keine Kontrollme-

chanismen umgesetzt werden können. Im Gegensatz zum Fall A erzeugt die fehlende Ein-

gangsbestätigung der Berichte durch das Wissenschaftsministerium auch Transaktionskosten 

in der Beziehung (K2) zur Universität B. Die Zielvereinbarung beinhalte den Verweis, insofern 

die Universität einige Ziele nicht erfüllen könne, diese nachverhandelt und angepasst werden 

könnten. Zu einem solchen Vorgang sei es jedoch bisher nicht gekommen. Der kooperative 

Verweis auf mögliche Nachverhandlungen kann sich aufgrund der fehlenden Auseinanderset-

zung von Wissenschaftsministerium und Universität mit den Zielerreichungsberichten nicht 

entfalten, wodurch Transaktionskosten weiterhin mit dem Arbeitsaufwand (K5) einhergehen 
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und die Ziele nicht den Leistungsmöglichkeiten der Universität angepasst sind (K4). (vgl. T3 

und T4) 

Im Fall C beschreibt sich hinsichtlich der Kontrolle der vereinbarten Ziele ein ähnliches Vorge-

hen wie im Fall B. Die Frage nach einem Sanktionsmechanismus in der Zielvereinbarung wird 

auch hier von dem Dezernenten verneint. Es wird jedoch eine Situation geschildert, in der das 

Wissenschaftsministerium Restriktionen umgesetzt habe, wobei diese nicht in der Zielverein-

barung C verankert gewesen seien. Trotz dieser opportunistischen Handlung seitens des Wis-

senschaftsministeriums, welche Transaktionskosten in die Beziehung (K2) zwischen den Ver-

einbarungsparteien hineinproduziert, werde das soziale Verhältnis zwischen Wissenschafts-

ministerium und Universität von beiden befragten Personen seit dem Regierungswechsel als 

kollegial wahrgenommen. Die forschungsleitende Annahme (b2) relativiert sich somit an dieser 

Stelle, da in allen drei Fällen das soziale Verhältnis zwischen den Vereinbarungsparteien nicht 

ausschlaggebend dafür ist, ob positive oder negative Sanktionen angewandt werden. Die 

Kanzlerin der Universität C beschreibt, dass der Zielerreichungsbericht für das vergangene 

Jahr bereits überfällig und dem Wissenschaftsministerium noch nicht zugestellt worden sei. 

Dazu schildert der Kanzler weiter, dass „[…] die Nachfrage vom Ministerium [zum Zielerrei-

chungsbericht] […] (…) eher verhalten [ist], […] auch die wollen uns [Universität C] […] nicht 

unnötig drangsalieren, indem wir Papier beschreiben, das am Ende des Tages sowieso keiner 

liest […]“ (T5, Z. 142-145). Die Transaktionskosten für die Universität fallen insbesondere im 

Bereich des Arbeitsaufwands (K5) gering aus. Die inhaltlich deskriptive Form der Ziele bewirkt, 

dass ein Nachweis über die Zielerbringung redundant wird, wodurch Nachdruck und Aufwand, 

über die Zielerreichungsstände zu berichten, klein gehalten werden. Gleichsam wird die Be-

ziehung (K2) zwischen Wissenschaftsministerium und Universität durch die ausbleibende Ziel-

kontrolle nicht mit Transaktionskosten belastet. Der nicht vorhandene Austausch (K1) über 

den Zielerreichungsstand wirkt sich jedoch negativ auf die stringente Zielverfolgung durch die 

Universität aus, wodurch wiederum Transaktionskosten entstehen. Dies führt dazu, „[…] dass 

das Ministerium akzeptiert, wenn wir [Universität C] die entsprechenden Bemühungen [zur 

Zielerreichung] angestellt haben […]“ (T5, Z. 166f.), anstelle konkrete Leistungen einzufordern. 

(vgl. T5 und T6) 

Transaktionskostenschema 

Ziel der Dokumenten- und Interviewanalyse war es, eine schematische Darstellung möglicher 

Transaktionskosten hervorzubringen, die aus universitärer Perspektive durch Zielvereinbarun-

gen und Vereinbarungsprozesse zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten ent-

stehen können. Die Zuordnung der Zielvereinbarungen A, B und C zu den Zielvereinbarungs-
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typen 1 und 2 hat unterschiedliche Erwartungen an entstehende Transaktionskosten in Ver-

einbarungsprozessen hervorgerufen. Die Analyseergebnisse zeigen, dass die Transaktions-

kosten zwischen den Zielvereinbarungstypen 1 und 2, aber auch innerhalb des Zielvereinba-

rungstypen 2 zwischen den Fällen B und C variieren. Die Transaktionskosten entstehen dabei 

sowohl zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten als auch innerhalb der Universi-

täten in verschiedenen Kategorien. Nachfolgend werden deshalb die Ursachen und Auswir-

kungen der nicht-intendierten Nebenfolgen in den Zielvereinbarungsprozessen A, B und C 

entlang der Transaktionskostenkategorien Kommunikation (K1), Beziehung (K2), Zielkontrolle 

(K3), Operationalisierung der Ziele (K4) und Arbeitsaufwand (K5) schematisch zusammenge-

fasst. Insgesamt zeigt sich in allen Kategorien, dass die anfallenden Transaktionskosten große 

Auswirkungen auf die Umsetzung der Ziele durch die Universitäten aufweisen. 

Abbildung 3: Schematische Darstellung möglicher Transaktionskosten durch Zielvereinbarungspro-

zesse zwischen Bundesländern und Universitäten aus universitärer Perspektive (Quelle: eigene Erhebung) 

 

 
Transaktionskosten durch Zielvereinbarungsprozesse 

 Ursachen Auswirkungen 

 Kommunikation (K1) 

Wissenschafts-
ministerium ↔ 

Universität 

 Strikte ministerielle Zielvorgaben 

 Fehlender Verhandlungsspiel-
raum/ausbleibende Verhandlung 

 Ziele sind nicht an universitäre Leis-
tungsmöglichkeiten angepasst (un-
realistische oder deskriptive Ziele) 

 Fehlender Kommunikationsstrang 
von Universität zu weiteren beteilig-
ten politischen Organen  

 Zielreglementierungen ohne univer-
sitäre Beteiligung schaden dem Ver-
trauensverhältnis 

 Bürokratisiertes Berichtswesen  Keine inhaltliche Rückkopplung 

Universitäts- 
intern 

 Fehlende Beteiligung ausführender 
Ebenen (z. B. Fakultäten, Institute, 
Professorenschaft) → Informations-
weitergabe statt Kommunikation 

 Zielumsetzung ist gefährdet durch 
fehlendes Fachwissen bei Zielauf-
stellung (Universitätsleitung fehlt der 
Einblick in die Leistungsmöglichkei-
ten interner Ebenen) 

 Beziehung (K2) 

Wissenschafts-
ministerium ↔ 

Universität 

 Zusammenarbeit nicht auf Augen-
höhe 

 Ausnutzung von Machtgefällen  
(ministerielle Vormachtstellung) 

 Konflikte → Vertrauensverhältnis 
baut ab 

 Opportunistische Handlungen/Aus-
nutzung von Informationsasymmet-
rien 

 Vertrauensverhältnis wird ge-
schwächt 

Universitäts- 
intern 

 Fehlende Beteiligung ausführender 
Ebenen an der Zielaufstellung 

 Beziehung belastet → Motivation zur 
Zielumsetzung eingeschränkt 

Fortsetzung Abbildung 3 nächste Seite
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Fortsetzung Abbildung 3 

Transaktionskosten durch Zielvereinbarungsprozesse 

Ursachen Auswirkungen 

 Zielkontrolle (K3) 

Wissenschafts-
ministerium ↔ 

Universität 

 Deskriptive Ziele  Schwierig messbar, interpretations-
fähig → Zielumsetzung gefährdet 

 Fehlende Zielkontrolle 

 Fehlendes Anreizsystem 

 Zielumsetzung wird nicht stringent 
verfolgt 

 Sanktionierung von Zielverfehlungen  Konflikte zwischen den Vereinba-
rungsparteien 

Universitäts- 
intern 

 Sanktionierung von Zielverfehlungen  Strukturveränderungen in der Uni-
versität → inneruniversitäre Konflikte 

 Operationalisierung der Ziele (K4) 

Wissenschafts-
ministerium ↔ 

Universität 

 Fehlender Austausch  Deskriptive Ziele/Sachlich unbegrün-
dete Ziele 

 Ministerielle Zielvorgaben 

 Dieselben Ziele für mehrere Univer-
sitäten eines Bundeslandes 

 Ziele sind nicht die Ziele der Univer-
sität → Zielumsetzung gefährdet 

 Ziele behandeln zu viele Themenge-
biete 

 Ziele können nicht gleichermaßen 
prioritär verfolgt werden 

Universitäts- 
intern 

 Fehlender Austausch  Sachlich unbegründete Ziele 

 Zielvorgaben der Leitungsebene  Zielumsetzung ist gefährdet 

 Arbeitsaufwand (K5) 

Wissenschafts-
ministerium ↔ 
Universität/Uni-
versitätsintern 

 Nicht-rentable Arbeitsleistungen im 
Zielvereinbarungsprozess (ausblei-
bende Ziel-Mittel-Relation) 

 Ressourcenausgaben 

 Zielvereinbarung als zu erfüllender 
Formalismus 

Fazit 

Die vorgenommene Analyse fokussierte die Frage nach den Transaktionskosten, die aus uni-

versitärer Perspektive durch Zielvereinbarungen und Zielvereinbarungsprozesse zwischen 

Bundesländern und Universitäten entstehen können. Eine schematische Darstellung der mög-

lichen Transaktionskosten ist durch die Untersuchung der Zielvereinbarungen und Vereinba-

rungsprozesse zwischen drei ausgewählten Universitäten und Wissenschaftsministerien ver-

schiedener Bundesländer hervorgegangen. Abschließend werden die Ergebnisse der Studie 

entlang der forschungsleitenden Annahmen geordnet sowie Möglichkeiten weiterer Forschun-

gen auf diesem Gebiet eröffnet werden. 

Aus der Untersuchung der Transaktionskosten in Zielvereinbarungsprozessen lässt sich ins-

besondere ableiten, dass ein offener Austausch und das daraus resultierende soziale Verhält-

nis zwischen Wissenschaftsministerien und Universitäten entscheidend für die Gestaltung der 

Zielvereinbarungen sowie die späteren Zielumsetzungen ist. Die forschungsleitende Annahme 

(a) bestätigt sich somit in allen drei untersuchten Fällen und eine intensive Kommunikation ist 
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maßgebend dafür, dass Transaktionskosten eingespart werden können. Fehlende Kommuni-

kation zwischen den einzelnen universitären Ebenen ist zudem ein Faktor, der hohe Transak-

tionskosten in die Universität hineinproduzieren kann. Die forschungsleitenden Annahmen (b1) 

und (b2) können dagegen durch die Auswertungsergebnisse relativiert werden. Unabhängig 

des sozialen Verhältnisses der Universitäten A, B und C zum jeweiligen Wissenschaftsminis-

terium ergibt sich eine Ausnutzung der Informationsasymmetrie bei der universitären Bericht-

erstattung zu deskriptiven Zielen. Durch den dabei entstehenden Arbeitsaufwand für nicht 

nachhaltig verwertbare oder verwertete Zielerreichungsberichte entstehen Transaktionskos-

ten. Ebenfalls ist die Beziehung zwischen den Vereinbarungsparteien des Samples nicht aus-

schlaggebend dafür, ob ein positiver oder negativer Kontrollmechanismus angewandt wird. 

Ohne einen Kontrollmechanismus fällt die Bereitschaft der Universitäten, die Ziele umzuset-

zen, jedoch gering aus. Dies zeigt sich deutlich in den Fällen B und C sowie im Fall A hinsicht-

lich der nicht-sanktionsbedrohten Ziele. Weiterhin wird bezüglich der forschungsleitenden An-

nahme (c) erkenntlich, dass sich die inhaltliche Gestaltung der Zielvereinbarung auf die Kon-

trollmöglichkeiten des Wissenschaftsministeriums auswirkt. Im Fall A ergibt sich eine Kontrolle 

der detailliert gestalteten Ziele, wohingegen in den Fällen B und C des Zielvereinbarungstypen 

2 Leistungsüberprüfungen ausbleiben. Transaktionskosten ergeben sich hier insbesondere 

auf Seiten der Länder, wenn fehlende Kontrollen der Zielumsetzung durch die Universitäten 

entgegenwirken. 

In Anbetracht der Untersuchungsergebnisse lassen sich wissenschaftspolitische Empfehlun-

gen formulieren, welche den Umgang mit Zielvereinbarungen zwischen Wissenschaftsmini-

sterien und Universitäten transaktionskostengünstiger ausfallen lassen würden. Vorab ist je-

doch anzumerken, dass die Logik der Transaktionskostentheorie von klaren Zielvorstellungen 

ausgeht. Die Anwendung der Transaktionskostentheorie auf Zielvereinbarungen zeigt deut-

lich, dass sich transaktionskostentheoretische Überlegungen nur auf Prozesse beziehen las-

sen, hinter denen ein Zielwille steht, was zugleich die Grenze dieser theoretischen Konzeption 

von Zielvereinbarungen ergibt. In den Fällen B und C wird deutlich, dass die Vereinbarung von 

Zielen eher als zu erfüllender Formalismus verstanden wird, anstelle eines Instruments zum 

Erreichen neuer Ziele. Empfehlungen im Sinne der Transaktionskostentheorie können jedoch 

nur dann greifen, wenn zwischen den Vereinbarungsparteien die Einigkeit bestehe, das Instru-

ment Zielvereinbarung zu nutzen, um Ziele zu verfassen, die tatsächlich umgesetzt werden 

sollen. Nur unter dieser Prämisse ist ein Entwurfs- und Verhandlungsprozess der Zielverein-

barung zu empfehlen, der sich an einem kommunikationsreichen Gegenstromverfahren orien-

tiert, damit leistungsgerechte Ziele entstehen. Insbesondere innerhalb der Universitäten muss 

die Kommunikation zwischen den einzelnen Ebenen ausgebaut werden, da unter Beteiligung 

leistungserbringender universitärer Stellen realistische Ziele bestimmt werden können. Durch 



Leonie Weißenborn 
 „Eine qualitative Untersuchung der Transaktionskosten   

in Zielvereinbarungsprozessen zwischen Bundesländern und Universitäten“ 

31 

 

dieses Vorgehen würden zudem Ressourcen, wie Personal, Zeit oder Finanzmittel, schonen-

der eingesetzt, wenn sich der Arbeitsaufwand zur Zielvereinbarungserstellung rentiert. Das 

(inner-)universitäre Mitwirken an der Zielaufstellung ist maßgebend dafür, dass sachlich be-

gründete, inhaltlich detaillierte Ziele entstehen, die letztendlich eine Kontrolle der Zielerrei-

chungsgrade ermöglichen. Ohne einen Kontrollmechanismus ist die Zielumsetzung als gefähr-

det zu beschreiben. Das Berichtswesen sollte in diesem Zusammenhang als Möglichkeit be-

trachtet werden, gemeinsam durch Wissenschaftsministerien und Universitäten zu niedrig an-

gesetzte oder nicht erreichbare Ziele nachzujustieren. Weiterhin ist zu empfehlen, ein An-

reizsystem anzuwenden, da die Sanktionsandrohung bewirkt, dass sich die Universitäten mit 

den Zielvereinbarungsinhalten auseinandersetzen. Der Einsatz eines positiven, belohnenden 

Mechanismus müsste sich dementsprechend noch stärker auf die universitären Zielumsetzun-

gen auswirken. 

Die aufgezeigten Zusammenhänge zwischen Zielvereinbarungen beziehungsweise Zielver-

einbarungsprozessen und Transaktionskosten lassen sich aufgrund der unterschiedlichen 

Hochschulrahmenbedingungen nicht oder nur eingeschränkt auf weitere Bundesländer des-

selben Zielvereinbarungstypen übertragen. Für mehr empirische Evidenz müsste das Unter-

suchungssample um weitere Bundesländer erweitert werden. Zudem sollte die Zahl der Ex-

perteninterviews an mehreren Universitäten pro Land erhöht werden sowie die ministerielle 

Perspektive auf Zielvereinbarungsprozesse mit den Universitäten erhoben werden müsste. 

Durch die zusätzliche Befragung von Ministerialbeamtinnen und Ministerialbeamten könnte 

umfassender abgebildet werden, wie der Gegenstand Zielvereinbarung zwischen Bundeslän-

dern und Universitäten transaktionskostengünstig behandelt werden kann. Eine weitere Ein-

schränkung der vorgenommenen Untersuchung ergibt sich dadurch, dass die Zielvereinbarun-

gen zwischen Ländern und Universitäten anhand der Merkmale „Inhaltliche Gestaltung“ und 

„Sanktionsmacht“ vorsortiert wurden. Dadurch entstand der Vorteil, dass die einzelnen Ziel-

vereinbarungen klar zueinander abgegrenzt sind. Auf der anderen Seite zeigen die Ergebnisse 

der Dokumentenanalyse die Differenzen zwischen den länderspezifischen Zielvereinbarungen 

nur innerhalb dieser vorabformulierten Merkmale auf. Eine kleinteiligere Unterscheidung der 

Zielvereinbarungen anhand weiterer Gestaltungsmerkmale, wie beispielsweise angedachter 

Leistungsspektren oder auch Messbarkeit der Ziele, wäre zukünftig wünschenswert. In ergän-

zenden Untersuchungen sollte zudem weiterführend die Problematik berücksichtigt werden, 

dass bei der Vereinbarung von Zielen Vorder- und Hinterbühne auseinandergehen können, 

sodass die Zielaufstellung nicht zwingend durch einen Zielwillen begleitet werden muss. Diese 

Gegebenheit bleibt im verwendeten transaktionskostentheoretischen Ansatz unberücksichtigt, 

weshalb Zielvereinbarungen auf der Ebene Land – Universität mithilfe weiterer theoretischer 

Konzeptionen zu untersuchen sind. Als fortführende Möglichkeit, Zielvereinbarungsprozesse 
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zu erfassen, kann die Prinzipal-Agent-Theorie angeführt werden, mit welcher die versteckten 

Eigenschaften und Handlungen im Rahmen dieser Prozesse genauer beleuchtet werden 

könnten. 
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Anhang: Kategoriensystem 

Auf den nachfolgenden Seiten ist das Kategoriensystem aufgeführt, das zur Analyse der Ziel-

vereinbarungsdokumente und der Experteninterviews zu Zielvereinbarungsprozessen zwi-

schen Bundesländern und Universitäten angewandt wurde. Die Kategorien sind entsprechend 

des Vorgehens der Theoriegeleiteten Textanalyse nach GLÄSER und LAUDEL (1999) aus 

dem theoretischen Rahmen dieser Arbeit abgeleitet worden. Die grau hinterlegten Katego-

rien(ausprägungen) wurden während der Analyse aus dem Interviewmaterial extrahiert. 

 

Abbildung 4: Kategoriensystem zur Analyse der Zielvereinbarungen und Interviewtranskripte 

Kategorie Herleitung Extraktionsregel 

(K1) Kommunikation 
→ Mündlicher oder schriftli-
cher Austausch  

Der Austausch zwischen Transakti-
onsparteien bedingt die Bestimmung 
von Leistungsanforderungen/-mög-
lichkeiten sowie die Zielbemessung 
(vgl. Küpper 2010: 70) 

Beschreibung der Informations-
vermittlung zwischen Wissen-
schaftsministerium und Universi-
tät (und weiteren Institutionen) 
oder universitätsintern 

 
Ausprägungen 

  

 Geprägt durch 
Kooperation 

Offener Informationsaustausch als 
Maßgabe sachlich begründeter Ziel-
bestimmungen (vgl. Küpper 2010: 70) 

Erläuterungen von Zielvorstel-
lungen und Leistungsmöglich-
keiten (Austausch) 

 Geprägt durch 
Vorgaben 

Aus dem Material Vormachtstellung wird einge-
nommen (Informationsweiter-
gabe anstatt Austausch) 

(K2) Beziehung 
→ Qualität der  
Zusammenarbeit  

Das soziale Verhältnis zwischen den 
Transaktionsparteien wirkt sich auf 
die Vereinbarung und Umsetzung der 
Ziele aus (vgl. Schedler/Proeller 2009: 52f.) 

Beschreibung der Zusammenar-
beit von Wissenschaftsministe-
rium und Universität oder univer-
sitätsintern 

 Geprägt durch 
Vertrauen 

Vertrauen als Grundvoraussetzung 
für den Abschluss erfolgreicher Ver-
einbarungen (vgl. Schedler/Proeller 2009: 

52f.; vgl. Steinhübel 2013: 234f.) 

Die Zusammenarbeit geschieht 
auf Augenhöhe 

 Geprägt durch 
Konflikte 

Aus dem Material Konflikte sind dann vorhanden, 
wenn Machtgefälle genutzt wer-
den 

 Geprägt durch 
Opportunismus 

Ausnutzung von Informationsasym-
metrien zur Maximierung des eige-
nen Ertrags (vgl. Williamson 1990: 54) 

Informationen werden zurückge-
halten, Informationsdefizite wer-
den beschrieben 

(K3) Zielkontrolle 
→ Maßnahmen zur Kontrolle 
der Zielerreichungsgrade 

Überwachung der Leistungen zur 
Eindämmung opportunistischer Ver-
haltensweisen (vgl. Maurer 2001: 69) 

Beschreibung der ministeriellen 
Untersuchung universitärer 
Zielumsetzungen 

 Fehlende  
Kontrolle 

Aus fehlender Kontrolle resultiert 
eine inkonsequente Zielverfolgung 
(vgl. Maurer 2001: 69) 

Keine Kontrolle der Zielerrei-
chungsgrade 

 Kontrolle Anhand einer Soll-Ist-Kontrolle die 
Leistungen bewerten und gegebe-
nenfalls Problemlösungsstrategien 
einleiten (vgl. Steinhübel 2013: 236) 

Kontrolle der Zielerreichungs-
grade 

 
 

Anreizsystem Der Zielerreichung ist durch Vergü-
tung oder Sanktionierung ein Anreiz 
zu setzen (vgl. Maurer 2001: 69) 

Auswirkungen der Zielkontrolle 

Fortsetzung Abbildung 4 nächste Seite
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Fortsetzung Abbildung 4

Kategorie Herleitung Extraktionsregel 

(K4) Operationalisierung 
der Ziele 
→ Inhaltliche Gestaltung, For-
mulierung der Ziele 

Formulierung der Ziele als Maßstab 
für die Messbarkeit der Zielerrei-
chungsgrade (vgl. Schedler/Proeller 2009: 

135) 

Beschreibung der (Entstehung 
der) Zielinhalte 

 
Ausprägungen 

  

 Detailliert  
gestaltete Ziele 

Genaue Bestimmung von Leistungs-
bedarfen und Leistungsmöglichkeiten 
(vgl. Schedler/Proeller 2009: 135) 

Klare Ziele mit Zielzahlen, Be-
dingungen oder Zeitvorgaben 

 Deskriptiv  
gestaltete Ziele 

Unspezifisch formulierte Ziele sind 
nicht messbare Ziele (vgl. Schedler/Proel-

ler 2009: 136) 

Oberflächliche Ziele ohne kon-
krete Anforderungen 

(K5) Arbeitsaufwand 
→ Personal, Zeit,  
Finanzmittel 

Aus dem Material Beschreibung von Aufwendun-
gen der Vereinbarungsparteien 
im Zielvereinbarungsprozess 
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Anhang: Leitfaden zur Befragung der Kanzlerinnen und Kanzler so-

wie Dezernentinnen und Dezernenten der Universitäten A, B und C 

(1) Entwurf der Zielvereinbarung 

Schildern Sie bitte, wie Sie an der Universität den Entwurf der Zielvereinbarung entwickelt 

haben. 

(2) Verhandlung der Zielvereinbarung 

Beschreiben Sie bitte, wie sich der Verhandlungsprozess der Zielvereinbarung zwischen der 

Universität und dem Wissenschaftsministerium des Landes gestaltete. 

(3) Umsetzung der Zielvereinbarung 

Führen Sie bitte aus, wie die Universität die vereinbarten Ziele umsetzt.  

(4) Kontrolle der Zielvereinbarung 

Zeigen Sie bitte auf, inwieweit die Erfüllung der Ziele durch die Vereinbarung sichergestellt 

wird. 

→ Beispielziel 

Nach den Antworten auf die Erzählimpulse (1) und (2) sowie (3) und (4) wurden die Interview-

ten jeweils darum gebeten, explizit den Entwurf und die Verhandlung sowie die Umsetzung 

und Kontrolle eines zuvor ausgewählten Ziels aus der Vereinbarung zu schildern. 

(5) Abschlussfrage 

Möchten Sie abschließend noch Aspekte benennen, die aus Ihrer Sicht im Zusammenhang 

mit dieser Thematik Erwähnung finden sollten? 


